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47. Sitzung, Montag, 17. Marz 2008, 8.15 Uhr
Vorsitz: Ursula Moor (SVP, HOri)
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Geschaftsordnung

Ratsprasidentin Ursula Moor: Das Wort wird nicht verlangt. Die
Traktandenliste ist in der vorliegenden Form genehmigt.

1. Mitteilungen

Zuweisung von neuen Vorlagen
Zuweisung an die Kommission fiir Energie, Verkehr und Umwelt:

— Anderung Energiegesetz, Reduktion des nicht erneuerbaren
Energieanteils im Geb&audebereich
Parlamentarische Initiative von Monika Spring, KR-Nr. 203/2007

— Begrenzung Warmebedarf bei Bauten
Parlamentarische Initiative von Peter Anderegg, KR-Nr. 204/2007

Antworten auf Anfragen

Ratsprasidentin Ursula Moor: Der Regierungsrat hat uns die Antwor-
ten auf vier Anfragen zugestellt:

KR-Nrn. 375/2007, 388/2007, 394/2007, 395/2007.

Dokumentationen im Sekretariat des Rathauses

Im Sekretariat des Rathauses liegen zur Einsichtnahme auf:

— Protokoll der 44. Sitzung vom 25. Februar 2008, 14.30 Uhr
— Protokoll der 45. Sitzung vom 3. Mérz 2008, 8.15 Uhr

— Protokoll der 46. Sitzung vom 10. Mé&rz 2008, 8.15 Uhr.
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44. Parlamentarier-Skirennen

Ratsprasidentin Ursula Moor: Bei garstigen Bedingungen nahmen am
vergangenen Freitag, den 14. Méarz 2008, acht Zircherinnen und Zr-
cher am 44. Parlamentarier-Skirennen auf der Ebenalp im Kanton Ap-
penzell Innerhoden teil. Von insgesamt acht Kantonen belegten mit
zwei Riesenslalomléufen die Zircher den 4. Rang in der Gruppenwer-
tung hinter Appenzell Innerhoden, Glarus und Thurgau: Beat Walti, 5.
Rang Herren 2, Andreas Federer, 10. Rang Herren 2, Peter Weber, 7.
Rang Herren 1, und Karin Maeder, 5. Rang Damen. Die weiteren
Teilnehmer waren: Alt-Kantonsratin Andrea Kennel, Alt-Kantonsrat
Robert Henauer, Peter Preisig und Patrick Hachler.

Ich gratuliere den Wettkdmpferinnen und Wettkdmpfern ganz herz-
lich.

Das néchste Parlamentarier-Skirennen wird am 13. Marz 2009 im
Kanton Graubtinden ausgetragen. (Applaus.)

2. Anderung des kantonalen Siedlungsrichtplans

Postulat von Hartmuth Attenhofer (SP, Zirich), Gerhard Fischer
(EVP, Baretswil) und Peter Anderegg (SP, Dubendorf) vom 10. Mérz
2008

KR-Nr. 96/2008, Antrag auf Dringlichkeit

Ratsprasidentin Ursula Moor: Ich bitte Sie ausdrucklich, sich nur zur
Dringlichkeit zu dussern.

Hartmuth Attenhofer (SP, Zirich): Seit rund sieben Jahren wird die
Flughafenpolitik beziehungsweise die Fluglarmpolitik im Sinne eines
babylonischen Sprachengewirrs gefihrt, insbesondere in der Bevolke-
rung. Rund zwei Dutzend verschiedene Gruppierungen kampfen fir
ihre eigene Sache im Zusammenhang mit dem Fluglarm. Das ist an
sich nicht verboten. Es ist an sich richtig, wenn die Bevdlkerung sich
wehrt, weil es die Politik zu wenig kann. Aber es ist eben nicht ziel-
fihrend, weil die 24 Organisationen einer gegen den andern, alle ge-
gen alle kdampfen. Und dabei geht die Gesamtubersicht, die strategi-
sche Ubersicht, wie man das Problem losen kénnte, vollstandig unter.
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Was wir hier wollen, ist: Wieder Planungssicherheit einfuhren. Je
schneller die Planungssicherheit kommt, desto besser lauft die Diskus-
sion.

Das eine Planungsinstrument ist der Siedlungsrichtplan. Und zu die-
sem Siedlungsrichtplan ist ein weiteres Planungsinstrument dazuge-
kommen, das ist der «ZFI plus» (Zurcher Fluglarmindex). Diese bei-
den Planungsinstrumente haben untereinander einen massiven gegen-
seitigen Einfluss. Wir wollen von der Regierung wissen, wie sie stra-
tegisch vorgeht, wie sie plant, diese beiden Instrumente zu koordinie-
ren. Wenn wir das Resultat haben, wenn wir das Resultat schnell ha-
ben, kdnnen wir die Diskussion von den Emotionen wegleiten — hin zu
einer sachlichen Diskussion.

Ich bitte Sie, die Dringlichkeit zu unterstitzen.

Hans Egli (EDU, Steinmaur): Die ganzen Flughafendebatten erinnern
mich an eine Endlosschlaufe. Jeden Monat bringt irgendein Bundes-
amt oder die Unique oder die Regierung eine neue, noch optimiertere
Idee, um das leidige Thema Flughafen noch verwirrter und untiber-
schaubarer zu gestalten. Wir fordern vom Regierungsrat endlich klare
planerische und verbindliche Entscheidungen. Wir fordern sogar einen
Planungshorizont, indem klar kommuniziert wird, bis wann der SIL-
Prozess das Betriebssystem und ein verlasslicher Siedlungsplan umge-
setzt werden. Es ist ganz wichtig, endlich saubere, verbindliche, fur
alle involvierten Parteien definitive Entscheidungen zu fallen. Auch in
einer schnelllebigen Zeit, wie in der wir leben, braucht es verlassliche
und verbindliche Planungsentscheide, die dann nicht bei der n&chsten
kalten Bise wieder in Frage gestellt werden.

Die EDU unterstitzt die Dringlichkeit, um weiter Druck auf den Re-
gierungsrat auszutiben. Denn es ist von grosser Wichtigkeit, Losungen
und nicht neue Probleme zu schaffen. Danke.

Willy Germann (CVP, Winterthur): Die CVP lehnt die Dringlichkeit
ab. Die Dringlichkeit wird mit Planungssicherheit begriindet. Dring-
lichkeit bringt aber keinen Hauch mehr Planungssicherheit, denn vie-
les ist offen. Offen ist das Resultat des ndchsten Koordinationsgespra-
ches. Sie wissen, die Gemeinden wollen keinen Pistenausbau, die Re-
gierung will wahrscheinlich einen, auch das BAZL (Bundesamt fiir
Zivilluftfahrt). Offen ist also der SIL, offen sind zwei BehoOrdeninitia-
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tiven, offen ist eine Volksinitiative. Und alle diese Initiativen relativie-
ren oder ersetzen den «ZFI». Das Postulat soll aber den «ZFI» mog-
lichst rasch festigen. Fir die CVVP war der ZFI immer untauglich, das
«plus» dazu war und ist auch untauglich und schwammig. Die Dring-
lichkeit ist also nicht gegeben.

Robert Brunner (Griine, Steinmaur): Unsere Fraktion ist sich einig in
ihrer Skepsis buchstablich zu allem, was Flughafen und Richtplanung
in der Flughafenregion betrifft. Dringlichkeit ist dadurch begriindet,
dass die Revision des Siedlungsplans auf Regionalplanungsebene be-
reits fortgeschritten ist und der SIL (Sachplan Infrastruktur Luftfahrt)
absehbar in die Schlussgerade einbiegen wird. Nicht einig sind wir
uns darin, ob dieses Postulat ein brauchbarer Ansatz ist. Man darf die
Problematik der Entschadigungen nicht unterschatzen.

Eine Mehrheit der Fraktion unterstutzt die Dringlichkeit. Eine defini-
tive Meinung werden wir uns nach Vorliegen der regierungsratlichen
Stellungnahme machen. Danke.

Hans-Heinrich Heusser (SVP, Seegraben): Beztglich Dringlichkeit
dieses Postulates kann ich Ihnen sagen, dass ich schon originellere
Begrindungen fiir Dringlichkeiten gehort habe. Die einzige Aussage
bei der Begrindung der Dringlichkeit — unter Dringlichkeit verstehe
ich eine zeitlich motivierte Dringlichkeit und nicht eine thematische
—, die einzige Begrundung also, weshalb dieser Vorstoss zeitlich
dringlich erklart werden soll, ist die Aussage: Je schneller der Kan-
tonsrat den Siedlungsplan in Angriff nehmen kann, desto héher die
Glaubwirdigkeit des «ZFI plus». Mit dieser Begrindung mudissten
samtliche Vorstosse dringlich erkléart werden. Ich habe jedenfalls noch
nie ein Ratsmitglied erlebt, das nicht der Ansicht war, gerade fir sei-
nen Vorstoss gelte das Motto: Je schneller, desto besser.

Ein wenig staunen muss ich zudem uber die Absender dieser Dring-
lichkeitsforderung. Die vorliegende Dringlichkeitsbegriindung im
Sinne von «Je schneller, desto besser» entspricht ganz bestimmt nicht
dem Erfinder des Instruments «Dringlichkeit» und ist daher abzuleh-
nen.

Carmen Walker (FDP, Zirich): Mit einer gewissen Besorgnis schaut
auch die FDP-Fraktion derzeit auf die Flut von dringlichen Vorstos-
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sen, die wir hier debattieren Montag fir Montag. Denn auch dieses
Postulat kann sicher nicht als dringlich, insbesondere zeitlich dring-
lich, bezeichnet werden. Es kann ohne Weiteres auf die ordentliche
Traktandenliste gesetzt werden. Warum?

Erstens: Wenn Sie den Inhalt dieses dringlichen Postulates anschauen,
werden Sie erkennen, dass es eine Illusion ist, zu glauben, der Sied-
lungsplan werde nun im Schnellverfahren quasi samt dem dringlichen
Postulat umgesetzt.

Zweitens: Weil es eine Illusion ist, zu glauben, allfallige Umlagerun-
gen von Siedlungsgebiet Gber die Gemeindegrenzen hinaus werde
quasi im Schnellverfahren umgesetzt, da wir im Moment ja nicht ein-
mal die rechtlichen VVoraussetzungen daftiir haben.

Und drittens: Weil es ebenfalls eine Illusion ist, zu glauben, die
Glaubwirdigkeit des «ZFI plus» wiirde dadurch wirklich gestarkt.

Wenn die Flughafenpolitik im Kanton Zirich wirklich etwas braucht,
dann sind es Ruhe und Besonnenheit gerade nach der Abstimmung
zum «ZFI plus». Materiell werden wir uns zu gegebener Zeit dussern.
Die Dringlichkeit ist sicher nicht gegeben.

Gerhard Fischer (EVP, Baretswil): Der «ZFI plus» ist vom Volk an-
genommen worden, ein demokratischer Entscheid. Mit unserem Pos-
tulat moéchten wir Hand bieten zu einer beforderlichen Behandlung der
Wiederherstellung der Planungssicherheit als eine wichtige Massnah-
me am Flughafen.

Thomas Maier (GLP, Dubendorf): Die Haltung der Griunliberalen zu
diesem Vorstoss ist im Moment noch offen. Wir mdchten gern die
Antwort der Regierung abwarten, was sie zu diesem Vorstoss zu sagen
hat, und unterstiitzen aus diesem Grund die Dringlichkeit, damit wir
dies moglichst schnell wissen. Denn Fragen zum Flughafen, vor allem
diese Frage hier, erscheinen uns sehr dringlich. Daher werden wir die
Dringlichkeit unterstutzen. Danke.
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Abstimmung

Der Antrag auf Dringlicherklarung wird von 69 Ratsmitgliedern
unterstitzt. Damit ist das Quorum von 60 Stimmen erreicht. Das
Postulat ist dringlich erklart. Der Regierungsrat hat dazu innert vier
Wochen begriindet Stellung zu nehmen.

Das Geschéft ist erledigt.

3. Konkordat tber Massnahmen gegen Gewalt anlasslich von
Sportveranstaltungen vor den Kantonsrat

Postulat von Markus Bischoff (AL, Zirich) und Kaspar Bitikofer
(AL, Zurich) vom 10. Marz 2008

KR-Nr. 97/2008, Antrag auf Dringlichkeit

Markus Bischoff (AL, Zirich): Dieses Postulat wirft ja einige Fragen
auf. Die einfachste Frage ist jene der Dringlichkeit. Diese interkanto-
nale Vereinbarung wird vom Kanton Zirich unterzeichnet, und wir
wollen damit sicherstellen, dass es eben eine Vereinbarung ist mit Ge-
setzescharakter, die der Kantonsrat zu entscheiden hat und nicht in der
Hand des Regierungsrates bleibt. Es geht da nicht darum, ob man fir
oder gegen diese interkantonale Vereinbarung ist, sondern es ist eine
Frage der Demokratie. Und wenn wir nicht jetzt entscheiden, ist es zu
spat. Bis dieses Postulat auf der ordentlichen Traktandenliste drankéa-
me, ginge das ja ein oder zwei Jahre. Mit diesem Postulat kénnen wir
ein klares Zeichen zuhanden des Regierungsrates setzen. Fragen kann
man sich, ob dieses Postulat tiberhaupt postulationsféhig ist. Wir den-
ken: Ja. Es gdbe auch andere Mdglichkeiten, sich da bemerkbar zu
machen. Aber mit dem Postulat kdnnen wir eben auch dariiber ab-
stimmen, wenn der Regierungsrat anderer Meinung ist. Diesfalls wére
es postulationsféhig.

Deshalb bitte ich Sie, der Dringlichkeit zuzustimmen.

Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf): Es wiirde uns schon interes-
sieren, woher die Grinen und Linksalternativen ihr grosses Herz fur
pubertdre Randalierer, professionelle Krawallanten und Hooligans
herhaben. Sie sind an der Unterschriftenzahl auf Bundesebene gegen
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das Referendum gescheitert, andere griine Kantonalsektionen sind vor
Bundesgericht mit der Anfechtung des Wegweisungsartikels geschei-
tert. Und hier im Kanton Zurich kdmpften sie gegen das Polizeigesetz,
gegen Windmdhlen. Und hier wollen sie kleinkariert mit dringlichen
Postulaten eine Erleichterung von Massnahmen gegen Gewalt bei
Sportanlassen verbieten. Diese polizeilichen Massnahmen gegen Hoo-
liganismus und andere Randalierer niitzen eben nichts, wenn die Ver-
fligungen und die Daten nicht unter den Kantonen ausgetauscht wer-
den kdnnen. Daher macht fur uns dieses Konkordat Sinn. Fir uns steht
als Ziel im Vordergrund, den Ordnungskraften die bestmdglichen Mit-
tel in die Hand zu geben. Wir sind auch der Ansicht, dass der Regie-
rungsrat selber im Stande ist, dieses Konkordat zu unterzeichnen, so
wie er das bei fast allen andern interkantonalen Vereinbarungen auch
ohne Hilfe des Kantonsrates kann. Sonst wird hier wieder eine Stunde
lang Uber etwas debattiert, das ohnehin nur von einer kleinen Minder-
heit in Frage gestellt wird.

Renate Biichi (SP, Richterswil): Die SP-Fraktion lehnt die Dringlich-
keit ab, und zwar darum, weil sie der Meinung ist, dass der Regie-
rungsrat die zustdndige Kommission des Kantonsrates grundsatzlich
uber Verhandlungen zu Konkordaten zu informieren hat. Wenn es um
Konkordate geht mit Gesetzesrang unterstehen diese dem fakultativen
Referendum. Der Regierungsrat hat also die Pflicht, dariiber zu infor-
mieren und dieses zu unterbreiten. Der Kantonsrat hat dafir die
Kommission fir Staat und Gemeinden zustandig erklart. Diese wurde
aber bis anhin noch nicht orientiert und konnte deshalb auch keine
Stellung nehmen. Das Anliegen der Postulanten ist berechtigt, aber
das Mittel dazu, das dringliche Postulat, scheint uns der falsche Weg
zu sein. Es ware auch moglich gewesen, eine dringliche Anfrage zu
machen, um zum Ziel zu kommen.

Wir lehnen die Dringlichkeit ab. Danke fir Ihre Aufmerksamkeit.

Christoph Holenstein (CVP, Zurich): Fir die innere Sicherheit sind
die Kantone zusténdig, weshalb es richtig ist, dass die befristeten VVor-
sichtsmassnahmen wie Rayonverbot, Meldeauflagen und Polizeige-
wahrsam fir Hooligans ins kantonale Recht tberfiihrt werden. Richtig
ist auch, dass dies mit einem Konkordat geschehen soll, macht es doch
keinen Sinn, dass jeder Kanton etwas andere Nuancen dieser Mass-
nahmen einfihrt. Sehr erstaunt bin ich, dass die AL plétzlich die ra-
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sche Vorlage des Konkordates betreffend Rayonverbot und Polizei-
gewahrsam fir Hooligans verlangt, hat sie doch &hnlich lautende
sinnvolle Massnahmen erst vor Kurzem im kantonalen Polizeigesetz
abgelehnt. Aber es gibt ja immer wieder Uberraschungen in der Poli-
tik.

Die Kantonsverfassung regelt die Zustandigkeiten zwischen Kantons-
rat und Regierungsrat abschliessend. Konkordate auf Gesetzesstufe,
wozu die vorliegenden Massnahmen offensichtlich gehéren, missen
vom Kantonsrat genehmigt werden und unterliegen, wie alle anderen
Gesetzesvorlagen auch, dem fakultativen Referendum. Erst kirzlich
hat der Regierungsrat mit der Vorlage 4451, Beitritt zum «HarmoSx»-
Konkordat (Harmonisierung der obligatorischen Schule) eine solche
Vorlage dem Kantonsrat vorgelegt. Ich weiss nicht, wo das Problem
fur die Postulanten liegt. Das Postulat ist tberflissig. Es verlangt et-
was, das in der Kantonsverfassung sowieso schon so vorgesehen ist.
Da das Postulat tberflussig ist, ist es auch nicht dringlich. Besten
Dank.

Abstimmung

Der Antrag auf Dringlicherklarung wird von 33 Ratsmitgliedern
unterstitzt. Damit ist das Quorum von 60 Stimmen nicht erreicht.
Der Vorstoss wird als gewohnliches Postulat auf die Traktandenliste
gesetzt.

Das Geschéft ist erledigt.

4. Nachhaltige Energiepolitik beim Ersatz der Heizungsanlage der
Zurcher Hohenklinik Wald

Dringliches Postulat von Stefan Krebs (SVP, Pfaffikon), Ruth Frei
(SVP, Gibswil) und Hans-Heinrich Heusser (SVP, Seegrében) vom
28. Januar 2008

KR-Nr. 33/2008, RRB-Nr. 301/27. Februar 2008 (Stellungnahme)
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Das Postulat hat folgenden Wortlaut:

Der Regierungsrat und damit die Gesundheitsdirektion wird aufgefor-
dert, alle Bestrebungen fur eine nachhaltige Energiepolitik, wie sie der
Regierungsrat in den Legislaturzielen postuliert hat, sinnvoll umzuset-
zen.

Fir den Ersatz der Heizungsanlage soll eine 6kologische und auf lan-
ge Zeit auch 6konomische Energie (erneuerbare und CO,-neutrale E-
nergie in Form von Holzschnitzeln) zum Einsatz gelangen.

Begriindung:
Den Anlass dazu gibt der anstehende Ersatz der heute vor allem mit

fossiler Energie (Ol) betriebenen Heizungsanlage der Ziircher Hohen-
klinik Wald.

Am Standort der Hohenklinik in Wald sollten die in unmittelbarer Na-
he vorhandenen Energieressourcen in Form von erneuerbarer Energie
(Holzschnitzel) als Grundlage gelten. Die kurzen Transportwege und
die sinnvolle und somit nachhaltige Nutzung der heimischen Holzpro-
duktion machen an diesem Standort eine solche Entwicklung dring-
lich. Nachdem immer mehr private Liegenschaftsbesitzer in Holz-
schnitzel-Heizungen investieren, sollte deren Einsatz an diesem
Standort auch von der 6ffentlichen Hand gefordert werden.

In der unmittelbaren Né&he ist in den beiden Gemeinden Wald (33,4%
von 2525 ha Waldflache) und Fischenthal (63,2% von 3025 ha Wald-
flache) ein jahrlich nachwachsendes Energiepotenzial von rund 35
GWh vorhanden, welches heute nur zu einem kleinen Teil, vor allem
von Privaten, zu Heizzwecken genutzt wird.

Eine nachhaltige Entwicklung der Walder in diesen Gebieten dient vor
allem dem Hochwasserschutz und dem Schutzwald mit der sinnvollen
Energieholznutzung kommt ein weiterer positiver Aspekt hinzu. Wo
also, wenn nicht in dieser Gegend und somit auch fir die Hohenklinik
Wald, soll das anfallende Energieholz aus all den genannten Uberle-
gungen eingesetzt werden?

Der Kantonsrat hat das Postulat am 4. Februar 2008 dringlich erklart.

Der Regierungsrat nimmt auf Antrag der Gesundheitsdirektion wie
folgt Stellung:

Bereits mit dem Energieplanungsbericht 2006 hat der Regierungsrat
die Senkung der CO,-Emissionen wie auch die Senkung des
Verbrauchs fossiler Energien zum strategischen Schwerpunkt erklart.
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In den vom Regierungsrat am 12. September 2007 festgelegten Legis-
laturzielen 2007-2011 kommt diese Absicht in Leitlinie 2 zum Aus-
druck; sie umfasst unter anderem eine Verpflichtung zur Steigerung
der Energieeffizienz und zum Ersatz herkbmmlicher Brennstoffe
durch erneuerbare Energien. Bei Neubauten bzw. bei Sanierungen und
der Erneuerung der Haustechnik in 6ffentlichen bzw. vom Kanton fi-
nanziell getragenen Bauten ist kiinftig diesen Zielen vermehrt Rech-
nung zu tragen. Neben dem allgemeinen Schutz der Lebensgrundla-
gen, der deutlichen Verbesserung der Energieeffizienz, einer Vermin-
derung des Bedarfs an fossilen Brennstoffen und damit der Senkung
des CO,-Ausstosses erhofft sich der Staat auch eine Wirkung als Vor-
bild flr den privaten Sektor. Am Willen des Regierungsrates zur Um-
setzung des Legislaturzieles kann jedenfalls kein Zweifel bestehen.

Auf der Offentlichen Hand lastet ein steter Kostendruck: Die Mass-
nahmen (Investitionen und Betrieb) zur Umsetzung des Legislaturzie-
les sind derzeit noch oft mit héheren Kosten verbunden. Im Falle der
im Postulat ausdrticklich erwahnten Heizung der Héhenklinik Wald ist
das aus ersten Abklarungen gewonnene Verhéltnis der Investitions-
kosten der Varianten «Ol» zur «kombinierten Ol/Holzschnitzel-
Heizung» eins zu zwei; &hnlich sieht es bei den Betriebskosten aus,
wobei dieser Unterschied nattrlich entlang der Preisentwicklung fur
die Energietrager Holz bzw. Ol schwankt. Da die durch den Staat fi-
nanzierten Institutionen der Gesundheitsversorgung, also auch die
Hohenklinik Wald, einem Benchmarking unterliegen, ist auf mog-
lichst transparente Kostenstrukturen und klare Finanzierungsverhélt-
nisse zu achten. Die Kostenvergleiche (pro Behandlung bzw. pro Pati-
ent) und insgesamt die Entwicklung der Gesundheitskosten drohen
ansonsten verzerrt zu werden.

Es ist sorgféltig zu prifen, ob und wie weit Massnahmen zur Nutzung
erneuerbarer Energietrager sinnvoll sind. Einerseits missen solche
Massnahmen wirtschaftlich vertretbar sein. Anderseits steht ausser
Frage, in kurzer Zeit alle kantonalen oder staatlich subventionierten
Liegenschaften und Betriebe auf Minergie-Standard oder Minergie-P-
Standard umzuristen. Die entsprechenden Legislaturziele des Regie-
rungsrates weisen damit weit Uber das Jahr 2001 hinaus.

Die Gemeinden Fischenthal und Wald sind Gemeinden mit grossem
und wenig genutztem Holzpotenzial. Der Ersatz der in der HOhenkli-
nik Wald bestehenden Olheizung durch eine kombinierte
Ol/Holzschnitzel-Heizung oder eine reine Holzschnitzelheizung ent-
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spricht grundséatzlich den Legislaturzielen des Regierungsrates. Die
Gesundheitsdirektion hat als verantwortliche Fachdirektion in Abspra-
che mit der Baudirektion und der Klinik Wald und nach eingehender
Prifung aller in Frage kommenden Varianten anfangs Februar 2008
den Entscheid zu Gunsten einer kombinierten Ol/Holzschnitzel-
Heizung gefallt, wobei der energetisch kleine Anteil der Olheizung in
erster Linie der Spitzenlastdeckung dient.

Den Zielen des Postulates wird daher bereits Rechnung getragen. Der
Regierungsrat beantragt dem Kantonsrat daher, das dringliche Postulat
KR-Nr. 33/2008 nicht zu iberweisen.

Stefan Krebs (SVP, Pfaffikon): Mit Genugtuung und Erleichterung
nehme ich vom Ergebnis und der regierungsrétlichen Antwort Kennt-
nis, welche im Sinne der Postulanten auf das dringliche Postulat ein-
geht. Auf Grund der Zugestandnisse und der daraus resultierenden
Massnahmen kann ich mit meinen Mitunterzeichnern sehr gut mit dem
aufgezeigten Weg leben. Alle geforderten Massnahmen fiir den Ersatz
der Heizungsanlage der Hoéhenklinik Wald sind im Grundsatz erfillt
worden. Der rasche Sinneswandel der Gesundheitsdirektion erfreut, so
hoffe ich, nicht nur den ganzen Kantonsrat, sondern auch die Stand-
ortgemeinde mit ihrer landlich gepragten und der Okologie verbunde-
nen Bevdlkerung und — ich hoffe doch auch — die kiinftigen Nutzer der
Anlage.

Auf Grund dieser neuen Ausgangslage ziehen wir als Postulanten aus
Ratseffizienzgrinden das Geschéft zuriick. Danke vielmals fiir Ihre
Aufmerksamkeit.

Das dringliche Postulat 33/2008 ist zurlickgezogen.

Das Geschéft ist erledigt.


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b956BFB6E-8AD3-45AC-A5E5-5DC55F8A1EB0%7d
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5. Fristerstreckung fur die Berichterstattung und Antragstellung
zum Postulat KR-Nr. 176/2005 betreffend die Einfihrung einer
reduzierten Motorfahrzeugsteuer fir Erdgas-/Kompogas-betrie-
bene Fahrzeuge (schriftliches Verfahren)

Antrag des Regierungsrates vom 12. Dezember 2007 und geanderter
Antrag der Geschaftsprifungskommission vom 31. Januar 2008 4457a

Ratsprasidentin Ursula Moor: Wir haben schriftliches Verfahren be-
schlossen. Die Geschaftsprifungskommission beantragt lhnen, das
Fristerstreckungsgesuch betreffend Einfiihrung einer reduzierten Mo-
torfahrzeugsteuer fur Erdgas-/Kompogas-betriebene Fahrzeuge abzu-
lehnen. Es gingen innert Frist keine anders lautenden Antréage ein.

Ich stelle somit fest, dass Sie dem Antrag der Geschaftsprifungs-
kommission zugestimmt und somit das Fristerstreckungsgesuch abge-
lehnt haben.

Das Geschéft ist erledigt.

6. Fristerstreckung fur die Berichterstattung und Antragstellung
zum Postulat KR-Nr. 178/2005 betreffend Verwendung der
LSVA-Gelder (schriftliches Verfahren)

Antrag des Regierungsrates vom 19. Dezember 2007 und geanderter
Antrag der Geschaftsprifungskommission vom 31. Januar 2008 4461a

Ratsprasidentin Ursula Moor: Wir haben schriftliches Verfahren be-
schlossen. Die Geschaftsprifungskommission beantragt lhnen, das
Fristerstreckungsgesuch betreffend Verwendung der LSVA-Gelder
abzulehnen. Es gingen innert Frist keine anders lautenden Antrége ein.


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b739AEA35-70BC-4E4A-92F3-D9E9C7BC77EE%7d
http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7bD9D4CC32-F0D0-4835-82F6-AB9EC5436632%7d

2947

Ich stelle somit fest, dass Sie dem Antrag der Geschaftsprufungs-
kommission zugestimmt und somit das Fristerstreckungsgesuch abge-
lehnt haben.

Das Geschéft ist erledigt.

7. Beschluss des Kantonsrates Uber die VVolksinitiative «Schutz vor
Passivrauchen»

Antrag des Regierungsrates vom 11. Juni 2007 und gednderter Antrag
der KSSG vom 26. Februar 2008 4419b

Ratsprasidentin Ursula Moor: Es ist Uber die Volksinitiative «Schutz
vor Passivrauchen» und einen Gegenvorschlag zur Volksinitiative zu
beschliessen. Eintreten auf Volksinitiative ist obligatorisch. Eintreten
auf den Gegenvorschlag liegt im Ermessen des Rates.

Wir flihren zuerst eine Grundsatzdebatte zu Volksinitiative und Ge-
genvorschlag. Dann stimmen wir ab tber Eintreten auf den Gegenvor-
schlag, Teil B der VVorlage. Falls Sie eintreten, folgt die Detailberatung
des Gegenvorschlags. Wenn Sie auf den Gegenvorschlag nicht eintre-
ten, bereinigen wir Teil A der Vorlage mit dem Minderheitsantrag, der
die Volksinitiative unterstitzen will.

Grundsatzdebatte

Urs Lauffer (FDP, Zirich), Prasident der Kommission flr soziale Si-
cherheit und Gesundheit (KSSG): Ich darf im Namen der Kommission
heute dieses Geschéft (iber den Nichtraucherschutz vorstellen und darf
den Rat daran erinnern, dass wir bei der Revision des Gesundheitsge-
setzes, damals auf Antrag unseres Kollegen Hans Fahrni, einen ersten
Teil dieses Nichtraucherschutzes beschlossen haben. Wir haben da-
mals ins revidierte Gesundheitsgesetz geschrieben: «Der Konsum von
Tabak und Tabakerzeugnissen in 6ffentlichen Gebdude ist verboten,
wo er nicht ausdrtcklich erlaubt ist.» Wir gehen davon aus, dass die-
ses revidierte Gesundheitsgesetz Mitte dieses Jahres in Kraft tritt und
dann dieser Paragraf Beschlusskraft erhélt. Das wird also auch bedeu-


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7bFE1AB33A-E35E-4CF8-ACF5-853EB9D36CA4%7d
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ten, dass das Rauchen beispielsweise im Rathaus dieser Einschran-
kung unterliegt.

Bei der Revision des Gesundheitsgesetzes haben wir mit Blick auf die
héngige Volksinitiative der Lungenliga Zirich, «Schutz vor Passiv-
rauchen», beschlossen, diese Frage aufzuschieben und erst mit der Er-
ledigung der Initiative zu behandeln.

Die KSSG hat diese Initiative bewusst speditiv behandelt. Wir waren
und sind der Meinung, dass die Initianten ein Anrecht darauf haben,
einen raschen Volksentscheid in dieser Frage zu erwirken. Die Ver-
mutung oder auch die Behauptung, wir wirden einen Gegenvorschlag
nur darum in Betracht ziehen, um die Entscheidung zu verzbgern, war
von Anfang an unbegriindet. Natlrlich hat die Kommission tberpriift,
ob es sinnvoll wére, auf den nationalen Entscheid in dieser Frage zu
warten. Sie wissen, dass der Nationalrat eine entsprechende Vorlage
als Erstrat und vor Kurzem der Standerat diese Vorlage als Zweitrat
behandelt haben. Sie wissen auch, dass auf dem Weg zwischen Natio-
nal- und Standerat erhebliche Differenzen bestehen. Das Differenzbe-
reinigungsverfahren auf eidgendssischer Ebene hat noch nicht begon-
nen. Es ist auch vollig offen, wie es ausgehen wird und vor allem,
wann es zu Ende sein wird. Wir missen daher davon ausgehen, dass
die nationale Regelung vielleicht erst im né&chsten Jahr durch das Par-
lament endgdiltig entschieden wird. Das heisst, dass eine Inkraftset-
zung eines allfalligen Gesetzes deutlich spater erfolgt. Vor diesem
Hintergrund haben wir uns entschieden, nicht zu warten. Die Fristen
der Volksinitiative auf kantonaler Ebene hétten das nicht zugelassen.

Bei der Behandlung dieses Geschéftes hat die KSSG, wie sie das im-
mer macht, auch die interessierten Kreise angehort. Wir haben je ein
Hearing durchgefihrt mit dem Présidenten der Lungenliga Zlrich und
mit einer Delegation von Gastro Zurich. Die Behauptung allerdings,
die KSSG habe sich von Gastro Zirich einen Gegenvorschlag auf-
zwingen lassen, widerspricht jeder Tatsache. Wenn im Tages-
Anzeiger geschrieben wurde «Die Kommission hat sich von den Wir-
ten gehdrig und breitwillig einseifen lassen», ist das eine Unterstel-
lung, die ich im Namen der ganzen Kommission in aller Form zu-
rickweise. Unsere Kommission hat sich immer ihre Unabhéngigkeit
bewahrt, sei das im Zusammenhang mit Honoraren von Cheférzten,
mit dem Versuch von Spitaldirektoren, gegen den politischen Einfluss
anzutreten, oder eben auch im Zusammenhang mit dieser Frage.
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Lassen Sie mich die Arbeit unserer Kommission wie folgt zusammen-
fassen: Unbestritten war und ist bei allen Kommissionsmitgliedern die
Notwendigkeit einer Verbesserung des Nichtraucherschutzes. Die wis-
senschaftlichen Untersuchungen zu dieser Frage scheinen uns eindeu-
tig zu sein. Es kann keine Diskussion darlber bestehen, dass das Pas-
sivrauchen eine echte gesundheitliche Belastung darstellt. Und darum
ist es notwendig, hier Massnahmen zu ergreifen.

Der zweite Punkt, den wir eingehend diskutiert haben, ist die Frage,
ob gesetzliche Regelungen notwendig sind. Und auch hier sind wir zu
einem klaren Schluss gekommen. Aus unserer Sicht hat es die Gastro-
Wirtschaft verfehlt und verpasst in den letzten Jahren, auf freiwilliger
Basis dieses Problem auf eine tiberzeugende Art und Weise zu regeln.
Natdrlich gibt es einige Ansatze — das wollen wir nicht bestreiten —, es
gibt Nichtraucherrestaurants, es gibt auch vernilinftige Abtrennungen
zwischen Raucher- und Nichtraucherrestaurants. Aber insgesamt kann
man insbesondere im Kanton Zirich nicht behaupten, die Gastro-
Wirtschaft habe mit Schwung und mit Blick auf eine freiwillige Rege-
lung dieses Problem l6sen kdnnen. Unbestritten ist schliesslich auch
fir uns in der Kommission, dass der Grundsatz ins Gesundheitsgesetz
gehort, dass kinftig das Rauchen in Innenrdumen von Gastwirt-
schaftsbetrieben verboten sei, wobei — Sie wissen es — hier bereits eine
erste Differenz beginnt zwischen der Kommissionsmehrheit und -
minderheit. Im Gegenvorschlag steht das Wort «grundsétzlich», das in
der Initiative nicht vorhanden ist.

Eine klare Mehrheit der KSSG lehnt die Initiative ab und unterbreitet
Ihnen heute einen Gegenvorschlag. Mein Kollege Hans Fahrni wird
nachher als Sprecher der Minderheit die VVorziige der Initiative darstel-
len und auch die Nachteile des Gegenvorschlags zur Sprache bringen;
ich zweifle nicht daran.

Ich habe bereits darauf hingewiesen, auch im Gegenvorschlag ist der
Grundsatz des Verbotes von Rauchen in Innenrdumen festgehalten.
Was sind nun aus unserer Sicht die sinnvollen Ausnahmen, die wir im
Gegenvorschlag festgehalten haben?

Zum einen ist die Frage, ob die Fumoirs, die auch in der Initiative
vorgesehen sind, mit Bedienung gefiihrt werden konnen oder nicht;
eine Frage, die Ubrigens sowohl vom National- wie vom Sténderat in
unserer Fassung entschieden worden ist, also mit Bedienung. Die
Mehrheit der Kommission ist der Auffassung, dass es durchaus Sinn
machen kann, dass diese Fumoirs bedient sind, also auch jene Konsu-



2950

mentinnen und Konsumenten, die rauchen, die Mdglichkeit haben,
dort, wo sie das tun, bedient zu werden. In diesem Zusammenhang,
bei den Fumoirs, haben wir auch von ausreichender Bellftung gespro-
chen. Dieses Beispiel zeigt aus meiner Sicht, wie versucht wird, die
Diskussion gegen unseren Gegenvorschlag zu fuhren. Der Gegenvor-
schlag beinhaltet also diese Aussage der ausreichenden Beliftung, und
nun wird geschrieben, man konne sich alles Moégliche darunter vor-
stellen. Die Lungenliga beispielsweise hat doch die bemerkenswerte
Behauptung aufgestellt, es moge vielleicht sogar ein zu 6ffnendes
Fenster ausreichen, um diesem Passus zu entsprechen. Natlrlich weiss
auch die Lungenliga und wissen die brigen Kritiker dieses Gegen-
vorschlags, dass wir in zahllosen Verordnungen des Kantons Zirich
Passagen Uber ausreichende Beliiftung, tber Beliiftung insgesamt ha-
ben. Das gilt fir Industriebetriebe, das gilt fir viele weitere Punkte.
Und es wird uns selbstverstandlich gelingen, eine verniinftige Defini-
tion auch in diese Verordnung hineinzubringen. Es ist halt so aus mei-
ner Sicht: Wer sich einer sachlichen Debatte entziehen will, zieht nur
allzu gerne Vorschlage, die nicht der eigenen Meinung entsprechen,
ins Lacherliche oder ins Unklare, und versucht so, die Debatte fiir sich
zu entscheiden.

Wir haben eine weitere Ausnahme vorgesehen, namlich die Ausnahme
von Kileinbetrieben bis zu 35 Platzen. Diese Restaurants sollen nach
unserer Auffassung entscheiden konnen, ob sie kiinftig rauchfrei sein
wollen oder nicht. Sie missen das sehr klar deklarieren, damit die
Konsumentinnen und Konsumenten wissen, mit was sie es zu tun ha-
ben. Wir sind der Uberzeugung, dass sich diese Regelung als sinnvoll
erweisen wird. Jene Restaurants mit 35 oder weniger Pléatzen, die ein
Speiserestaurant sind, werden wohl rauchfrei werden. Andere, die im
Sinne von Beizen agieren, werden maoglicherweise das Rauchen wei-
terhin zulassen.

Eine letzte Ausnahme betrifft die Moglichkeit, ein Gesuch einzurei-
chen bei Festzelten und mobilen Anlagen, dass das Rauchverbot fur
einen bestimmten Anlass aufgehoben wird. Die aktuelle Diskussion,
wie sie in unserem Nachbarland Bayern gefiihrt wird, zeigt die Rich-
tigkeit dieser Ausnahmemaoglichkeit. Es geht darum, dass der Schit-
zenverein oder andere Organisationen dariiber entscheiden kénnen, ob
sie ein Gesuch bei der Gemeinde einreichen wollen oder nicht.

Schliesslich ist im Gegenvorschlag die Freiwilligkeit festgehalten,
dass das Personal nur freiwillig verpflichtet werden kann, in berauch-
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ten Raumen zu arbeiten. Die Statistik tber die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Gastrogewerbe zeigt, dass es einen sehr grossen Pro-
zentsatz von Mitarbeitenden hat, die selber rauchen, so dass sich hier
diese Freiwilligkeit aus unserer Sicht bewahren wird.

Lassen Sie mich zusammenfassen: Aus unserer Sicht hat die KSSG
einen pragmatischen Ansatz gewdhlt, der den Schutz vor Passivrau-
chen im Kanton Zirich deutlich verbessern wird, der aber auch dem
Anliegen der rauchenden Minderheit entspricht und fur die Gastwirt-
schaft klare, aber vollziehbare Regeln bringt. Wir glauben im Ubrigen
auch nicht, dass die Birokratie belastet wird durch unseren Vorschlag,
werden doch die Gastrobetriebe bereits heute regelmassig kontrolliert.

Ich darf zum Schluss meiner Ausfiihrungen noch die Haltung meiner
Fraktion bekannt geben: Eine klare Mehrheit spricht sich fur den Ge-
genvorschlag aus. Wir haben zwei Minderheiten. Eine Minderheit un-
terstitzt den Vorschlag der Lungenliga, eine zweite Minderheit ist der
Meinung, es drange sich tberhaupt kein Regelungsbedarf auf. Ich
danke Ihnen.

Theresia Weber (SVP, Uetikon a.S.): Der Schutz vor Passivrauchen ist
ein Zeichen der Zeit. Der Druck auf Raucherinnen und Raucher durch
Gesellschaft und Gesetze wachst. Unter dem Deckmantel «Praventi-
on» werden zahlreiche Verbote und Vorschriften erlassen. Ob sie ihr
Ziel erreichen und am Ende auch kontrollierbar und finanzierbar sind,
wird sich zeigen missen. Rauchen nimmt nicht ab durch diese Vorla-
ge, es wird verschoben — mit allen Folgen: Erstens Raucherzonen vor
den Ein- und Ausgéngen, eventuell gar beheizt wie in England, zwei-
tens Abfalle bei diesen Zonen. Drittens: Zigarren und Zigaretten wer-
den zu Hause oder im Auto geraucht. Wer ist dort mitbetroffen? Mit-
bewohner, Mitfahrer, Jugendliche oder Kinder? Die Gesellschaft er-
wartet von den Gaststatten, dass die Nichtraucher ungestort essen und
trinken kdnnen. Die Rauchenden dagegen mochten ihre Zigarette oder
ihre Zigarre geniessen konnen. Das Personal schlussendlich sollte in
diesem Umfeld noch arbeiten. Getrennte Rdume sind nicht fur alle Be-
triebe moglich, ebenso wenig aufwéndige Luftungssysteme. Wie nun
soll das Problem gelost werden?

Pravention beginnt im Elternhaus, mit Vorbildern und mit Grenzen.
Dafir sollten alle Eltern Verantwortung tibernehmen. Als biirgerliche
Gewerbe- und Gesundheitspolitikerin, als Mutter und als Pflegefach-
frau habe ich mich intensiv mit diesem Thema befasst. Die folgenden
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Grundlagen wurden in die Entscheidungsfindung einbezogen. Erstens:
Dem Schutz der Nichtraucher und dem Bedurfnis der Raucher sollen
auf pragmatische Art Rechnung getragen werden. Zweitens: Toleranz
auf beiden Seiten ist wichtig und notwendig. Drittens: Viele Gaststéat-
ten sind Eigentum von Privatpersonen. Dieses Eigentum darf so wenig
wie moglich eingeschrénkte werden. Viertens: Der Betrieb einer Gast-
stétte ist ein Gewerbe, das von verschiedenen Angeboten lebt. Einer-
seits rauchfrei essen, anderseits eine Zigarre zum Cognac. Die Kunden
und das Personal sollen im Rahmen des Machbaren wahlen kénnen.
Filnftens: Eigenverantwortung, Freiheit und Tradition sind fiir uns
wichtige Begriffe im Leben und in der Politik. Sechstens: Verbote
sind immer Einschréankungen, die auch kontrolliert werden mussen.
Der Aufwand daftir muss gerechtfertigt sein. Ein grosser zusatzlicher
Kontroll- und Verwaltungsaufwand muss verhindert werden. Oft wer-
den Probleme dadurch nicht behoben, sondern nur verschoben. Und
schlussendlich: Die heutigen technischen und baulichen Mdglichkei-
ten sind gross, aber nicht fiir alle machbar. Finanzen, Bauvorschriften,
Gebadudegrosse und so weiter sind die Merkmale dazu.

Gesprache mit Betroffenen und Diskussionen unter den verschiedenen
Parteien haben zum vorliegenden Gegenvorschlag gefiihrt. Kleine Be-
triebe haben ebenso eine Chance wie grossere. Die Deklaration ist
Pflicht und das Personal wird durch den Absatz 5 in Paragraf 22 zu-
sdtzlich besser geschitzt als heute. Flr spezielle Veranstaltungen wie
zum Beispiel ein Schwing-, ein Schiitzen- oder ein Dorffest kénnen
die Gemeinden praxisnah und bedurfnisgerecht Ausnahmebewilligun-
gen erteilen. Wir sind Uberzeugt, mit diesem Vorschlag den verschie-
denen Bedlrfnissen am besten gerecht zu werden. Verantwortung
tragt nicht allein der Gesetzgeber mit einem rigorosen Verbot, Ver-
antwortung tragen auch Rauchende, Gaststattenbetreiber und deren
Eigentimer. Der Gegenvorschlag berticksichtigt diesen Umstand und
lasst kleineren wie grésseren Betrieben die Entscheidung, ob bei ihnen
geraucht werden darf oder nicht. Klare Deklaration und Ausnahme-
bewilligungen auf Gemeindeebene bieten Gewahr, dass eine Zigarette
nach dem Essen oder ein traditionelles Schwingfest im Kanton Zirich
ebenso maoglich bleiben werden wie ein gediegenes Essen im rauch-
freien Lokal.

Die SVP-Fraktion hat sich geschlossen hinter diesen Gegenvorschlag
gestellt.
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Silvia Seiz (SP, Zirich): Die SP ist sich einig, dass beim Schutz vor
Passivrauchen Verbesserungen erzielt werden mussen. Wahrend der
eine Teil der SP die Initiative unterstiitzt, mochten wir mit dem Ge-
genvorschlag weniger weit gehen. Vorbildlich, weil selbst gewahlt, ist
far mich, dass bereits heute viele 6ffentliche Geb&ude rauchfrei gehal-
ten werden, und dies winsche ich mir auch in Zukunft so.

Bei den Gastrobetrieben stehe ich fir eine liberalere Haltung ein. Be-
reits heute halten viele Gastrobetriebe wéhrend den Essenszeiten ihre
Betriebe rauchfrei. Es dirfen aber auch noch mehr Betriebe ganz
rauchfrei gefiihrt werden, so dass sich die Auswahl fur die Nichtrau-
cher verbessert. Ich denke, hier hat Gastro Zirich ihre Aufgaben noch
nicht vollstdndig gemacht. In Zukunft werden mehr rauchfreie Restau-
rants zur Verfugung stehen. Aber die kleinen Restaurants bis 35 Platze
sollen selbststandig entscheiden, ob sie ein Nichtraucher- oder ein
Raucherrestaurant sein werden. Es gilt, dies klar zu deklarieren. Der
Gegenvorschlag ist klar auch ein wirtschaftlicher Faktor und Zdirich
verflgt Gber ein sehr grosses Angebot an Gastrobetrieben.

Sollte die Initiative angenommen werden, wird es auch zu Betriebs-
schliessungen und damit zu Entlassungen kommen. Ebenso betroffen
werden Personen in Ausbildung sein, aber auch Personen, die Mihe
haben, auf dem Arbeitsmarkt eine andere Stelle zu finden. Am meisten
aber stort mich an der Initiative das Moralisierende Andersdenkenden
und Andershandelnden gegeniiber. Das widerspricht mir. Diese mora-
lisierenden Tendenzen sind nicht zu unterschétzen. Heute geht es ge-
gen die Raucherinnen und Raucher, spater kommen die Dicken, die
Dunnen und wer weiss, wer noch, an die Reihe. Mit totalitdren Verbo-
ten haben wir noch nie Probleme gelOst, geschweige denn bei den
Menschen eine andere Haltung erzwingen koénnen. Eigenverantwort-
lichkeit, Individualitat, Autonomie und Toleranz sind in unserer Kul-
tur und Gesellschaft Werte, die einen hohen Stellenwert haben, und
der gilt fr mich auch bei den Raucherinnen und Rauchern.

Ich mochte nicht, dass Rauchen in Restaurants nur der Oberschicht
moglich bleibt. Die haben eigene Liegenschaften, wo sie selbststandig
entscheiden, was dort geschieht oder eben nicht. Auch kénnen sie sich
teure Restaurants leisten — die Fumoirs sind nicht billig zu haben!
Leisten werden sich das nur die grésseren, die Platz und Geld besit-
zen. Das kleine Restaurant oder die Bar in der Stadt oder die Dorfbeiz
auf dem Land, die viel weniger Umsatz generieren kdnnen, konnen
sich das nicht leisten. Ich mdchte, dass auch die einfachen Frauen und
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Ménner das gleiche Recht haben, wenn sie ein Fest machen oder nach
dem Essen zum Kaffee eine Zigarette oder eine Zigarre rauchen moch-
ten.

Auch bin ich mir ziemlich sicher, dass Konflikte vorprogrammiert
sind. Es wird zu Larmreklamationen fiihren, wenn die Gaste vor dem
Restaurant stehen und rauchen und dabei La&rm machen. Das ist bereits
in den Kantonen zu beobachten, wo das Rauchverbot eingefiihrt wur-
de.

Zum Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerschutz gilt es noch zu sa-
gen, dass die Freiwilligkeit, die von den Beflirworterinnen und Be-
furwortern der Initiative in Frage gestellt wird: Auch andere Berufs-
zweige wahlen Mann und Frau nicht immer freiwillig, zum Beispiel
der Maler oder die Malerin, Autospritzer und alle Schichtschaffenden
et cetera. Untersuchungen zeigen, dass der motorisierte Individualver-
kehr gesundheitlich gréssere Schaden verursacht als das Rauchen. Al-
so auch alle Strassenarbeiter und die Polizistinnen und Polizisten sind
einer grossen Gefahr ausgesetzt und wahlen diese Berufe auch mehr
oder minder freiwillig aus.

Ich bitte Sie darum, den Gegenvorschlag zu unterstiitzen und die Initi-
ative abzulehnen.

Oskar Denzler (FDP, Winterthur): Namens der Minderheit der KSSG
und als Mitglied des Initiativkomitees bitte ich Sie, der urspriinglichen
Volksinitiative der Lungenliga zuzustimmen und den vorliegenden
Gegenvorschlag abzulehnen. In diesem Sinne folge ich dem Regie-
rungsrat, welcher die vorliegende Volksinitiative als einfach umsetz-
bar und in der Sache zweckmassig erachtet. Auch wenn ich kein
Freund von Verboten bin, so akzeptiere ich Einschrankungen, wenn
die Einsicht fehlt, die Selbstregulierung nicht funktioniert und das
Verbot dem Schutz des Einzelnen dient. Das Gastgewerbe hat es lei-
der nicht geschafft, mit griffigen Massnahmen befriedigende Zustande
fur Nichtraucher zu realisieren. Passivrauchen macht krank und kann
bei exponierten Personen Lungenkrebs, Asthma und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen verursachen. Hierfiir reicht eine tagliche Exposition
von einer halben Stunde. Pro Jahr sterben mehrere hundert Personen
an den Folgen. Die Gesamtkosten der Raucherschéden pro Jahr belau-
fen sich auf eine halbe beziehungsweise 5 Milliarden Franken. In Ita-
lien, Frankreich, Grossbritannien, Irland, in den USA, in Australien
wie auch in einigen Schweizer Kantonen bewéhrt sich bereits heute
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ein Rauchverbot in Gaststatten. Der Kanton Genf und auch der Stan-
derat haben sich kdirzlich ebenfalls fur eine einfache Verbotsregelung
ausgesprochen. Befiirchtete Umsatzeinbussen oder Betriebsschlies-
sungen sind nicht eingetreten, der Tabakkonsum, aber auch die Folge-
schaden der Nikotinbelastung gehen zuriick und die Akzeptanz in der
Bevolkerung — selbst bei der noch rauchenden — ist ausgezeichnet.
Auch im Kanton Tessin hat sich die vorbereitende Kommission um
einen Gegenvorschlag zur heutigen Regelung bemiht, welcher dann
allerdings bereits im Rat deutlich abgelehnt wurde.

Die Zeit — auch im Kanton Zirich — ist reif fir eine klare und einfache
Regelung ohne komplizierte Ausnahmen und Hintertlirchen. Diese
bietet die vorliegende Volksinitiative, welche den Restaurationsbetrie-
ben zumutbar ist und erst noch den Vorteil hat, dass die heute beste-
henden Marktverzerrungen durch Bevorzugung von Rauchern oder
Nichtrauchern beseitigt werden. Das Volk, immerhin 71 Prozent
Nichtraucher, soll mit einem klaren und einfachen Grundsatzentscheid
zum Nichtraucherschutz in Gastbetrieben die Weichenstellung in die-
ser wichtigen gesundheitspolitischen Frage vornehmen.

Dennoch, gestatten Sie mir einige kritische Bemerkungen zum Ge-
genvorschlag: Die Zielsetzung der Initiative — ein Kklares Signal hin-
sichtlich Tabakpravention, Schutz von Gé&sten und Personal vor dem
schadlichen Passivrauchen — wird verwassert und aufgeweicht und
dirfte auch nicht einfach umsetzbar sein. Der Begriff der abgetrennten
Raucherraume ist unklar, ebenso die ausreichende Beliiftung — reicht
ein offenes Fenster? —, welche den Feinstaub eh nicht entfernt, vor
allem bei klimatisierten Raumen. Die Kleinbetriebe mit 35 Sitzplétzen
— wie verhalt es sich mit allfélligen Stehplatzen? — sind willkdrlich
gewéhlt und wettbewerbsverzerrend; da muss regelmassig nachgezéhit
werden. Die Sonderregelung fur Festzelte ist unsinnig, begleiten doch
gerade an solchen Anlédssen gerne Kinder und Jugendliche die Er-
wachsenen, die es vor dem Rauchen zu schitzen gilt. Die Freiwillig-
keit des bedienenden Personals ist zynisch, kann dieses doch meist
nicht frei wéhlen. Was passiert, wenn in einem Betrieb die rauchende
Person erkrankt? Wer springt dann in die Bresche?

Stimmen Sie also der Initiative zu und lehnen Sie den ja vielleicht gut
gemeinten Gegenvorschlag ab. Dieser wird, wie gescheit die geneh-
migungspflichtige Verordnung auch immer sein mag, nur mit erhebli-
chem administrativem Aufwand umsetzbar sein und der sinnvollen
Pravention entgegenlaufen. Tun Sie dies fir den Nichtraucherschutz,
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aber auch der noch rauchenden Bevdlkerung zuliebe. Sie schaffen
damit eine Gesetzesvorlage, welche auch mit der absehbaren Bundes-
regelung konform ist.

Katharina Prelicz (Grine, Zirich): Ich vertrete im Moment die Halfte
der Grinen Fraktion. Die anderen, nein, die sind nicht am Rauchen,
die werden sich dann auch noch &ussern. Ich vertrete die Halfte, die
die gesellschaftliche Liberalitat hochstellt und trotzdem einen wirksa-
men Nichtraucher- und Nichtraucherinnenschutz einfuhren will. Da-
mit aber der Nichtraucher- und Nichtraucherinnenschutz gewéhrt
wird, dazu braucht es kein absolutes Verbot. Der Gegenvorschlag, den
die KSSG ausgearbeitet hat, stellt einen verninftigen, einfach hand-
habbaren Kompromiss dar, der trotz aller Polemik von Zeitgeist und
Gesundheitsevangelistinnen den Nichtraucher- und Nichtraucherin-
nenschutz oder den Schutz der Gesundheit ins Zentrum stellt. Denn an
erster Stelle steht, wie gesagt, der Schutz der Gesundheit. Der Paragraf
heisst: «Restaurants sind rauchfrei.» Das ist auch mit dem Kompro-
miss gewahrleistet und wird zur Norm. Das heisst also, als Gast weiss
ich: Die Restaurants sind normalerweise rauchfrei. Wir haben das be-
reits gehort, der Gesundheitsschutz ist wichtig; da ist sich unsere Frak-
tion sehr einig. Denn passiv eingeatmeter Rauch schadet leider ebenso
stark wie selbst Rauchen. Mit unserem Kompromiss wéren zirka 75
Prozent aller Restaurants rauchfrei. Das heisst also, die Auswahl fir
Nichtraucherinnen und Nichtraucher ist sehr gross. Raucherinnen und
Raucher dagegen mussen suchen, aber das soll ja gesund sein, falls sie
es nicht mit dem Auto tun. Und a propos Auto und Gesundheit: Wa-
rum hore ich in diesem Saal keinen derartigen Aufschrei betreffend
Gesundheit im Zusammenhang mit dem Feinstaub? Weil der ja be-
kanntlich mindestens 100-fach schadlicher ist als der Rauch! Aber
zum Glick ist Feinstaub ja nicht riechbar, also muss man auch nichts
dagegen tun.

Unser Kompromissvorschlag aber nimmt die gutschweizerische und
liberale Art und Weise auf und respektiert Minderheiten, die ja im-
merhin 30 Prozent der in der Schweiz lebenden Menschen ausmacht.
Deshalb die Ausnahmen. In klar abgegrenzten Raumen darf geraucht
werden und die dirfen sogar bedient werden. Und in Kleinstbeizen,
die klar gekennzeichnet werden, darf geraucht werden, falls sie sich,
wie gesagt, als Raucherbeizen deklarieren, zudem an Festen, fir die es
eine Bewilligung braucht und die sich in erster Linie an Erwachsene
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richten. Und eben auch die Mitarbeitenden sollen so weit geschiitzt
werden, dass quasi diejenigen, die rauchen, auch in Raucherbeizen
bedienen. Das heisst also: Niemand muss in Zukunft in einen Rau-
cher- und Raucherinnenraum hinein. Die Gefahrenzone betreten mis-
sen oder dirfen nur diejenigen, die das selber auch wollen. Die Ge-
waéhrleistung des Nichtraucherinnen- und Nichtraucherschutzes ist al-
so 100 Prozent fur diejenigen, die ihn wollen.

Unser Gegenvorschlag ist zudem L&rm vorbeugend. Was passiert mit
den laut schwatzenden Raucherinnen und Rauchern des Nachts vor
dem Lokal? Sollen die dann weggewiesen werden oder soll das Lokal
geschlossen werden wegen Larmbeléastigung? Oder soll man vielleicht
doch ein paar wenige Raucherinnen- und Raucherbeizen Gbrig lassen?
Das im Sinne der Gesundheit und der Nachtruhe fir alle.

Und, «by the way» zur héngigen Legalisierung des Cannabis (Zwi-
schenruf von Alfred Heer: «By the way!»): Ja, by the way, mit dem
absoluten Rauchverbot, wie das die Initiative verlangt, wéare das gut
funktionierende Modell des Coffee-Shops nach Amsterdamer Modell
quasi verunmdglicht.

Ich bitte Sie also, mit der Halfte unserer Griinen Fraktion klar den Ge-
genvorschlag zu unterstiitzen und die Initiative in dieser absoluten
Form abzulehnen.

Lorenz Schmid (CVP, Mannedorf): | had a dream! (Heiterkeit.) Ich
traumte von einer Welt, in der es keinen Offroader geben wird. Denn
wir erkannten, dass Offroader verantwortlich waren flr schreckliche
Auffahrunfélle, vorwiegend fir Fussganger. Zuerst wurden diese
Offroader in Stadten verboten und nur noch in landlichen Regionen
toleriert, nun hatten wir sie ganz aus der Welt geschafft. Die Schwere
der Unfélle angefahrener Fussganger war drastisch zurtickgegangen,
und wir dachten bereits dartiber nach, das Autofahren génzlich zu ver-
bieten, um endlich die Gefahr des Autos zu verbannen. Ich trdumte
von einer Welt, in der die G&rung von Frichten verboten sein wird.
Denn wir erkannten, dass viele Gewalttaten in der Ehe sowie bei Ju-
gendlichen unter Alkoholeinfluss geschehen waren. Seit nun die gego-
renen Safte und das gebrannte Wasser der VVergangenheit angehorten,
zeigten die Statistiken sinkende Gewalttaten. Und wir hatten gut daran
getan, Alkohol aus der Welt zu schaffen. Und zu guter Letzt trdumte
ich von einer Welt, in der es keine Kampfhunde mehr geben wird.
Denn wir erkannten, dass diese selten, jedoch immer wieder grosses
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Leid unter Betroffenen verursachten. Seit wir das Kampfhundeverbot
erlassen hatten, gab es keine oder weniger Unfalle mit beissenden
Hunden. Die lastigen Exkremente auf den Strassen sind geblieben,
daher denken wir nun dartiber nach, Hunde géanzlich zu verbieten.
Schliesslich sind Uber 90 Prozent der Bevoélkerung Nichthundebesit-
zer. Liebe Traumerinnen und Traumer, hatten wir nicht alle schon
ahnlich getradumt? Und ich kann Ihnen sagen, meinen Traum hier Ih-
nen vorlesend, habe ich Sie genau beobachtet. Und sei es nun das
Verbot des Offroaders, das Verbot der Garung unserer Friichte oder
das Verbot von Kampfhunden, immer wieder habe ich zustimmendes
Nicken Ihrerseits geerntet. Interessanterweise waren es immer mehr
als die Halfte, deutlich mehr als die Hélfte, die nickten. Die anderen
verneinten betroffen, personlich betroffen, eingeschrankt in ihrer Le-
bensweise, in ihrer Lebensgestaltung.

Und so ergeht es uns nun auch in der Diskussion um das vollstandige
Verbot vom Rauchen im Gastgewerbe. Traumen wir nicht auch hier,
wenigstens die 70 Prozent unter uns, die Nichtraucher sind, oder viel-
leicht auch ein paar Gelegenheitsraucher wie ich von einer rauchfreien
Gastronomie, von einer rauchgesauberten Gastronomie, die das Spei-
sen rauchfrei geniessen l&sst und uns vor krebserregendem Gestank
befreit? Und wird der néchste Schritt die Forderung nach ozonfreier
Luft sein? Die Frage sei erlaubt: Warum neigen wir immer mehr dazu,
heutige Probleme mit VVerboten anzugehen? Ich glaube, unsere Gesell-
schaft hat immer mehr Mihe, Respekt vor uns, Respekt vor unserem
Nebenan zu ben. Das Grenzenlose ist in, sei es im Beruf oder in un-
serer Freizeit. Die einfachste Antwort, die wir mangelndem Respekt
gegeniiberzustellen haben, sind von Ohnmacht zeugende Totalverbote;
Totalverbote, die immer mehr unsere liberalen Umgangsformen ein-
schranken.

Wir als CVP sind nicht bereit, vor dieser Ohnmacht zu kuschen. Wir
werden weiterhin fir den Wert «Respekt» kdampfen. Denn Respekt
wird uns auch in Zukunft garantieren, liberale Umgangsformen wei-
terhin pflegen zu koénnen. Daher auch unsere Kampagne unter dem
Titel «Sicherheit durch Respekt» sowie die entsprechenden Vorstdsse
Im Kantonsrat vom vergangenen Januar.

Es sei hier klar festgehalten, die CVP steht hinter einer deutlichen und
klaren Einschrankung des Rauchens im Gastgewerbe. Jedoch diese
Einschrankungen brauchen Ausnahmen, ndmlich dort, wo das willent-
liche Sich-dem-Rauch-Aussetzen verboten wirde. Und dies ist gemass
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dem Gegenvorschlag in Raucherrdumlichkeiten oder eben in kleinen
Raucherspunten mit einer Sitzplatzkapazitat unter 35 Sitzplatzen mog-
lich. Hier zu legiferieren, entsprache nicht unserem liberalen Ansatz
der Selbstbestimmung. Glauben Sie mir, ich schatze weder einen re-
spektlosen Qualmer neben mir in der Gaststube noch liebe ich Offroa-
der. Und an Lungenkrebs mdchte auch ich, als Mitraucher, nicht ster-
ben. Jedoch gegeniliber Respektlosigkeit sind totalitdre und radikale
Verbote nicht die richtige Antwort. Sowohl im Hundegesetz haben wir
hier im Rat, sowie bei der Raucherinitiative hat die Kommission, ei-
nen liberalen Ansatz der Legiferierung gefunden. Im Hundegesetz soll
die Kompetenz die Hundeflihrung zulassen, und hier beim Rauchen
soll der Schutz des Nichtrauchers bestmoglich garantiert werden. Wer
sich jedoch willentlich dem Rauch aussetzt aus Grunden der Sucht
oder des Genusses, soll dies weiterhin tun durfen.

Somit sagen wir Ja zu einem Gegenvorschlag, der klar einschrankt,
jedoch nicht totalitar und radikal verbietet. Vielleicht wéren deutliche-
re Einschrankungen im Gegenvorschlag sinnvoll gewesen. Gegenvor-
schldge sind das Resultat von gegenseitigem Ringen und Ziehen. Die
CVP erachtet nun diesen vorliegenden Gegenvorschlag als ausgewo-
gen, obschon nicht einfach. Und wer glaubt, in der Einfachheit das
Rezept zur anstehenden Frage gefunden zu haben, dem winsche ich
weiterhin schone Traume von einer heilen Welt.

Hans Fahrni (EVP, Winterthur): Die EVP ist Ihnen noch sehr, sehr
lange dankbar, dass Sie vor einem Jahr bei den Beratungen des Ge-
sundheitsgesetzes nach langem Hin und Her zur Vernunft gekommen
sind und meinen Minderheitsantrag fir die rauchfreien o6ffentlichen
Raume Uberwiesen haben. Wir sind lhnen aber nicht ewig dankbar
dafir. Heute konnen Sie wieder ein Zeichen der Vernunft setzen und
noch einmal einen wirklich verniinftigen Entscheid féllen.

Dass Rauchen schadlich ist, wird wohl niemand mehr bestreiten. Jede
Stunde stirbt in der Schweiz ein Mensch an den Folgen des Rauchens.
Gut, zum Teil sind sie daran selber schuld. Um die Raucherinnen und
Raucher geht es heute aber Uberhaupt nicht. Hunderttausende Men-
schen leiden unter dem Passivrauchen und tber 400 sterben jéhrlich
an den Folgen des Passivrauchens — nicht des Rauchens! Haben Sie
sich das schon einmal Uberlegt? Das sind mehr Tote als im Strassen-
verkehr! Im Strassenverkehr geben wir Tausende von Franken, Milli-
onen von Franken aus, um die Zahl zu reduzieren. Hier machen wir
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sozusagen nichts. Beim Passivraucherschutz kénnten wir ganz ein-
fach, ohne Kosten, schnell dafur sorgen, dass die Quote der Men-
schen, die stirbt, ohne dass sie raucht, gesenkt wird. Noch einmal: Es
geht heute nicht um die Raucherinnen und Raucher, sondern es geht
darum, die Mehrheit der Menschen, die 70 Prozent Nichtraucherinnen
und Nichtraucher, konsequent zu schitzen. Grundlegendes Ziel dieser
sehr guten Initiative ist ein Verbot fur das Rauchen in Innenrdumen
von Gastwirtschaften, also der zweite Teil nach den Offentlichen Ge-
b&uden. Die Freiheit, zu rauchen, hat ganz klar dort ihre Grenzen, wo
andere zum unerwuinschten Passivrauchen gezwungen werden. Die
gesundheitlichen Schéaden, die beim Passivrauchen entstehen, sind
hinlanglich bekannt und wissenschaftlich dokumentiert. Rauchen und
Passivrauchen richten riesengrosse Schéden an und belasten unser Ge-
sundheitssystem mit Milliarden von Franken. Diese Kosten missen
wir alle tragen, ob Raucherinnen oder Nichtraucher, und unsere Kran-
kenkassenpramien bezahlen.

Wir mussen und wollen etwas dagegen tun. Was Lorenz Schmid tber
seinen Traum gesagt hat, tont fir uns und fir mich sehr zynisch. Es
geht hier immerhin um sehr viel Elend, das verhindert werden kann.
Eine seltsame Argumentation gerade von der CVP: «Es gibt schon
viel Schlechtes, also machen wir nichts.» Das ist es, was wir nicht
wollen. Wir resignieren nicht. Wir setzen uns fir die Nichtraucherin-
nen und Nichtraucher vehement ein.

Gesundheitsférderung und Prévention sind auf allen Ebenen wirklich
sehr wichtig und erfordern standig neue Anstrengungen. Neben Auf-
klarung und Information, neben der Verteuerung der Produkte, dem
Durchsetzen von Alterslimiten beim Verkauf stellt das Rauchverbot in
Gaststadtten nur einen weiteren, aber sehr wichtigen Mosaikstein dar.
Uberlegen wir uns doch einmal, was fir ein Signal gerade auch fiir
Jugendliche wir da aussenden! Das Anliegen der Volksinitiative ist
sowieso ein Gebot der Stunde. Bund und andere Kantone machen jetzt
ja auch vorwarts. Viele Kantone haben diese Forderung schon umge-
setzt, und auch die EU geht langst in diese Richtung. In Deutschland
und den USA wird der Schutz der nichtrauchenden Bevolkerung, der
70 Prozent, schon langstens anerkannt und gewichtet. Sehr viele Men-
schen fihlen sich massiv gestort, wenn sie in eine Gaststatte gehen
und unmittelbar daneben geraucht wird. Das Argument, man masse ja
nicht in ein Restaurant, in dem geraucht wird, ist schon sehr alt, wurde
mir schon vor zehn Jahren gesagt. Aber es ist so etwas von voll
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daneben, wie es fast nicht anders geht. Raucherinnen und Raucher ha-
ben 95 Prozent der Betriebe zur Auswahl, Nichtraucherinnen und
Nichtraucher haben gerade einmal 5 Prozent. Die meisten davon sind
McDonalds oder Migros- und Coop-Restaurants, die oft am Wochen-
ende und am Abend geschlossen sind. Das kann man nun wirklich
nicht Auswahl nennen, wenn von tber 3000 Betrieben gerade einmal
150 rauchfrei sind.

In den letzten zehn, funfzehn Jahren ist es uns allen klar geworden,
dass freiwillig gar nichts geht. Es ist geradezu peinlich, wie sich
Gastro Zurich immer noch dagegen wehrt, die Zeichen der Zeit zu er-
kennen. Gastro Zirich hétte lange, wirklich sehr lange und gentigend
Zeit gehabt, den berechtigten Anliegen der grossen Mehrheit der Be-
volkerung Rechnung zu tragen. Zudem sind die Gastwirtschaftsbetrie-
be ja von Gesetzes wegen dazu verpflichtet, fur die Gesundheit der
Gaste zu sorgen. Deshalb all die wichtigen Hygiene-, Bellftungs- und
andere Vorschriften. Das ist gut so, aber viel schadlicher ist der giftige
Rauch in der Luft, ganz zu schweigen von den stinkenden Kleidern,
wenn man nach Hause kommt.

Noch einmal: Es ist mir und der EVP wirklich unverstandlich, wie
man heute noch gegen ein Rauchverbot in Gaststatten sein kann. Es
dient dem Schutz der Nichtraucherinnen und Nichtraucher, des Perso-
nals und nicht zuletzt der Kinder.

Auf den Gegenvorschlag werde ich erst nachher eingehen, wie ich die
Ratsprasidentin verstanden habe. Wir sind ganz klar der Meinung,
dass wir auf den Gegenvorschlag gar nicht eintreten sollten. Damit
entfallen auch meine Argumente. Sollten Sie aber trotzdem Eintreten
beschliessen, so werde ich den vollig unbrauchbaren Gegenvorschlag
noch auseinander nehmen. Besten Dank.

Eva Gutmann (GLP, Zirich): Zu Recht verlangt die Volksinitiative
einen besseren Schutz vor dem Rauchen. Es darf nicht sein, dass in
einem liberalen Staatswesen die Bulrger zwangsweise den schadlichen
Wirkungen des Tabakrauches ausgesetzt werden. Das Argument, dass
ja jeder freiwillig ins Restaurant gehe, tiberzeugt da nicht. Wie soll das
zu verstehen sein? Sollen etwa Familien mit Kindern und alle Leute,
die verantwortungsbewusst mit ihrer Gesundheit umgehen wollen, zu
Hause bleiben und auf ein gemeinsames Essen im Restaurant verzich-
ten? Passivrauchen fuhrt erwiesenermassen zu Todesféllen, auch wenn
die genauen Zahlen schwierig zu bestimmen sind und mit diesen
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Massnahmen langst nicht alle Todesfélle, die durch Passivrauchen
verursacht werden, verhindert werden konnen. Die Bevolkerung hat
aber ein Recht auf Schutz ihrer Gesundheit.

Wir hétten uns sehr gewiinscht, dass die Wirte auf freiwilliger Basis
mehr und bessere Angebote ohne Rauch eingerichtet hatten. Das hatte
eine solche weit gehende Volksinitiative Uberflissig gemacht. Der
Schutz vor Passivrauchen, so wie er in der Volksinitiative gefordert
wird, stellt nun einige Wirte, insbesondere von kleineren Betrieben,
vor grosse Probleme. Auch gibt es unter dem Personal einen beachtli-
chen Teil Raucher, die lieber in einem Lokal mit Raucherlaubnis ar-
beiten wollen als in einem Nichtraucherlokal. Der Gegenvorschlag der
KSSG kommt sowohl dem Anliegen der Wirte sehr kleiner Lokale als
auch diesem Teil des Personals entgegen. Die Gesundheit der Bevol-
kerung wie auch der Angestellten hat hier Vorrang, auch aus einem
liberalen Blickwinkel heraus.

Die Griinliberalen unterstiitzen daher in ihrer Mehrheit sowohl den
Gegenvorschlag wie auch die Volksinitiative. Das Eintreten auf den
Gegenvorschlag unterstiitzen wir einstimmig.

Hans Peter Haring (EDU, Wettswil a.A.): Ich méchte vorausschicken,
auch wir wollen keine tberflissigen Gesetze. Eigentlich genugten mir
die zehn Gebote. Aber eben, wir leben nicht auf Wolke sieben, son-
dern mussen uns mit den Realitdten auseinandersetzen, und dabei
kommen wir leider nicht ohne Verbote aus. Viele Argumente haben
wir schon gehort. Ich mochte deshalb nur noch einzelne Punkte kurz
erwahnen, die gegen den Gegenvorschlag sprechen.

In meinen Gespréachen mit Wirten hat sich keiner gegen das Rauch-
verbot ausgesprochen. Es scheint bei den Wirten gar kein Bedurfnis
nach dem Gegenvorschlag zu bestehen. Auch an der Umfrage tber ein
Rauchverbot hat sich lediglich eine kleine Minderheit der Wirte betei-
ligt. Wére das Rauchverbot eine Existenzbedrohung fiir die Wirte,
dann hétten sie sich sicher vehement gewehrt. Freiheit zu rauchen hort
dort auf, wo jemand anderer zum Passivrauchen gezwungen wird. Es
kann nicht angehen, dass sich eine Arbeitnenmerin verpflichten muss,
Gesundheitsschadigungen freiwillig in Kauf zu nehmen, nur damit sie
eine Arbeitsstelle erhélt. Wenn ein Arbeitnehmer sich verpflichtet,
freiwillig auf die gesetzlich vorgeschriebene Ruhezeit zu verzichten,
wird der Arbeitgeber Schwierigkeiten mit dem Arbeitsinspektor erhal-
ten. Genau gleich verhélt es sich mit dieser Vorschrift, welche den
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Arbeitnehmerschutz aushebelt. Das dirfen wir nicht tun, liebe Genos-
sen von der linken Seite. Die Initiative ist hier klar: Es gibt Fumoirs,
in denen nicht bedient wird.

Die Kontrollen der im Gegenvorschlag vorgesehenen Ausnahmen
verursachen einen unverhéltnisméassigen kostspieligen administrativen
Aufwand, und das wollen Sie, meine lieben Freunde von der rechten
Seite, sicher auch nicht. Der Gegenvorschlag ermdglicht rund einem
Viertel aller Wirte im Kanton Zirich, von der Ausnahmeregelung zu
profitieren. Damit nehmen wir Riicksicht auf eine Minderheit und ge-
wichten deren finanzielle Interessen stérker als die Gesundheit der Re-
staurantbesucher, der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Erfahrun-
gen in Italien haben ergeben, dass die Herz-Kreislauf-Beschwerden
signifikant zuriickgegangen sind, seit das Rauchverbot in Kraft gesetzt
ist. Auch wir wollen in unserem Kanton weniger Herzinfarkte. Wir
leisten uns deshalb teure Praventivmediziner. Warum héren wir nicht
auf sie, liebe Freisinnige? Ich denke da an einem bestimmten Stande-
rat (Felix Gutzwiller, FDP, Direktor des Instituts fiir Sozial- und Pra-
ventivmedizin der Universitat Zurich). Passivrauchen ist Krebs for-
dernd, Erbgut verandernd und Frucht schadigend. Wenn wir dies zur
Kenntnis nehmen, dann kdnnen wir dem Gegenvorschlag mit seinen
vielen Ausnahmen nicht zustimmen. Danke.

Kaspar Butikofer (AL, Zurich): Die Alternative Liste kann mit dem
Gegenvorschlag nicht viel anfangen. Der Gegenvorschlag zeugt nicht
von grossem Weitblick angesichts des Legiferierungsprozesses auf
Bundesebene. Der jetzt vorliegende Gegenvorschlag unterscheidet
sich kaum vom Vorschlag des Stdnderates. Eine kantonale Gesetzge-
bung macht nur Sinn, wenn sie den gesetzgeberischen Handlungs-
spielraum ausnutzt oder, anders gesagt, wenn der Kanton scharfere
Massnahmen ergreift, als dies auf Bundesebene vorgesehen ist. Ob auf
kantonaler Ebene schérfere Massnahmen ergriffen werden sollen oder
nicht, das ist dann Gegenstand der Volksinitiative der Lungenliga.
Wenig Sinn macht es aber, wenn eine Volksabstimmung gemacht
wird, die antizipiertes Bundesrecht quasi beinhaltet.

Lassen Sie mich einen Punkt aus dem Gegenvorschlag herauspicken,
um aufzuzeigen, wie quer der Gegenvorschlag in der Landschaft steht:
Ein wesentliches Ziel der Nichtraucher-Initiative ist der Schutz vor
Passivrauchen am Arbeitsplatz. Und tats&chlich, in Paragraf 5 (recte:
Paragraf 22, Absatz 5) des Gegenvorschlags lesen wir sinngemass:
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Raucherrdumlichkeiten dirfen nur von Personal bedient werden, die
schriftlich erklaren, freiwillig in Raucherrdumen zu arbeiten. Dieser
Absatz 5 ist im besten Fall ein Witz und aus der Sicht des Servierper-
sonals wahrscheinlich eher ein schlechter Witz. Was arbeitsrechtliche
Bestimmungen, die grundsatzlich im (ibergeordneten eidgendssischen
Recht geregelt werden, in einer kantonalen Gesetzgebung fir den
Schutz gegen Passivrauchen zu suchen haben, ist fragwirdig. Aber
selbst wenn dieser Absatz 5 in der schweizerischen Rechtsordnung
von Bedeutung wére, ware er bedeutungslos, weil ein Verstoss ohne
Sanktionen bliebe, beziehungsweise ein Verstoss kann nicht durch die
Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer eingeklagt werden. Eine Kla-
ge kédme quasi einer Kiindigung gleich, und dies zeigt, dass der Ge-
genvorschlag windschief konstruiert ist. Diskutabel wéren allenfalls
Bestimmungen, die Zeit- oder Geldzuschlage beinhalten wirden, da-
mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sich besser erholen kénnen
oder die ungesunde Arbeit wenigstens in Geldwert entschadigt wiirde.
Doch der Gegenvorschlag beldsst den Arbeitnehmerinnenschutz bei
schonen und nichts sagenden Worten. Die Freiwilligkeit ist eine
Scheinfreiwilligkeit und Augenwischerei. Solange es Arbeitslosigkeit
gibt und solange Leute lieber arbeiten statt Fiirsorge beziehen, solange
gibt es Menschen, die unfreiwillig in Fumoirs bedienen mussen. Es
will mir hier ja niemand im Saale weismachen, dass die Arbeitslosen-
versicherung keine Einstelltage verfligen wirde, wenn jemand eine
solche Arbeit ablehnen wirde. Von Freiwilligkeit kann hier nicht die
Rede sein. Die Arbeit in Raucherabteilen wird einfach an das
schwéchste Glied in der Gesellschaft delegiert. Diese Arbeitnehmerin-
nen verdienen schlecht und machen dann die gesundheitsgefahrdende
Arbeit, wozu sie dann eben gezwungen sind.

Auf ein Schutzgesetz, das rein gar nichts bewirkt, kbnnen wir getrost
verzichten. Wir brauchen keinen Papiertiger. Die AL lehnt den Ge-
genvorschlag ab.

Die Beratung wird unterbrochen.

Erklarung der Grinen Fraktion zur Stellungnahme des Regie-
rungsrates zur Volksinitiative «FUr eine sichere und saubere Strom-
versorgung des Kantons Zurich»
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Ralf Margreiter (Griine, Oberrieden): Vergangene Woche hat der Re-
gierungsrat seine Stellungnahme zur griinen Volksinitiative «Fir eine
sichere und saubere Stromversorgung des Kantons Zurich» veroffent-
licht. Dass er diese Initiative ablehnt, erstaunt mit Blick auf das fla-
chendeckende Versagen der Zircher Regierung in der Energie- und
Klimapolitik nur bedingt. Allerdings ist doch bemerkenswert, wie
schnell griine Mantelchen abgeworfen sind, wenn keine Wahlen mehr
anstehen.

Erstaunlich ist indes, mit welch dinner Argumentationsdecke der Re-
gierungsrat seine Ablehnung begrindet. Und noch erstaunlicher ist
rein formal, dass er in seiner Vorlage 4482 den Begriindungstext der
Initiative kurzerhand unterschlagt. Unseres Wissens liess sich eine
solche Unterschlagung weder in dieser noch in der vergangenen noch
in der vorvergangenen Legislatur beobachten. Man fragt sich mithin,
weshalb das hier der Fall ist. Ein grosses Versehen? Eine Unterlas-
sung? Das ware bei einer Behandlungszeit von neun Monaten kein
Ruhmesblatt fir die regierungsratliche Arbeit, wirde allerdings zur
bescheidenen inhaltlichen Auseinandersetzung passen, die der Regie-
rungsrat unserer Initiative angedeihen liess.

Oder aber — zweite Moglichkeit — diese Weglassung hat System. Im-
merhin bietet unser pragmatischer Vorschlag, mit einer bescheidenen
Forderabgabe auf Strom nicht nachhaltiger Herkunft endlich wichtige
Impulse fiir die Klimazukunft setzen zu kdnnen, materiell wenig ernst
zu nehmende Angriffsflache. So wird denn etwa die mangelnde Len-
kungswirkung der Abgabe fleissig beklagt; wahrlich eine interessante
Erkenntnis bei einer FOrderabgabe, wie das in der Begrindung zur
Initiative mehrfach ausgeftihrt ist. Praktischerweise vergisst der Re-
gierungsrat ausgerechnet diese Begriindung und unterschlagt damit
die Inkohé&renz der eigenen Argumentation.

So nicht, Damen und Herren Regierungsrate! Immerhin ist vor der
Lancierung einer Initiative nicht nur deren Text, sondern auch die ge-
samte Begrindung zur Vorprifung vorzulegen. Wir erwarten von Ih-
nen umgehend eine vollstandige Vorlage, inklusive Begrindung.
Noch haben Sie Gelegenheit zur Nachbesserung. Nitzen Sie diese, um
sich wenigstens formal vom Anschein der Irreflihrung zu befreien!

Erklarung der Grinliberalen Fraktion zum SIL-Prozess
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Thomas Maier (GLP, Dibendorf): Ich verlese Ihnen eine Fraktionser-
klarung der Grinliberalen zum SIL-Prozess (Sachplan Infrastruktur
der Luftfahrt). Wie Sie alle wissen, treten wir zunehmend in die heikle
Phase dieses SIL-Prozesses. Noch liegen nicht alle Fakten auf dem
Tisch. Die Fakten, die vorliegen, lassen alle Alarmglocken lduten. Sie
sind teilweise so neu und umfangreich, dass sie viel Analysearbeit be-
notigen.

Offiziell betont die Regierung immer wieder, dass moglichst wenige
Menschen mit Fluglarm belastigt werden sollen. Ausserdem hielt die
Regierung mehrfach fest, dass sie die Option eines Parallelpistensys-
tems ablehnt. Weiter will sie die Nordausrichtung und propagiert —
wie auch die Griinliberalen — den gekropften Nordanflug.

Wie sieht es nun aber im SIL-Prozess aus? Obwonhl sich die tUberwie-
gende Mehrheit der Gemeinden und Organisationen fiir Betriebsvari-
anten einsetzt, die sich an das bis ins Jahr 2000 giiltige Betriebsregle-
ment anlehnen, und Anderungen nur zu Gunsten der Bevolkerung al-
lenfalls vornehmen wirden, basieren die optimierten Varianten alle
primar auf einer Optimierung der Kapazitaten des Flughafens und fiih-
ren alle zu einer Mehrbelastung der Bevolkerung.

Die optimierten Varianten zementieren die per Notrecht eingefiihrten
zusatzlichen Ostanflige und die illegalen Sidanfliige und scheinen
dies sogar in einer Ausweitung zuzulassen. Zudem werden neu noch
Stidstarts ins Spiel gebracht. Zu allem Uberfluss wird eine optimierte
Variante P mit Parallelpistensystem présentiert, welche in Zukunft der
Unique eine dokumentierte Kapazitatsernéhung fir 450'000 Bewe-
gung ermoglichen wird. Im Hintergrund wird mittels SIL-Verfahren
die urspriingliche Variante «Griin» eines so genannten «Sackbahn-
hof»-Parallelpistensystems zu einem vollwertigen Parallelpistensys-
tem, inklusiv Sldstarts, vorbereitet.

Nun kann die Regierung — und im Speziellen Regierungsprasidentin
Rita Fuhrer — ihr zweites Gesicht nicht mehr verstecken. So ist Rita
Fuhrer im SIL-Prozess als Volkswirtschaftsdirektorin die Verantwort-
liche seitens des Kantons. Sie miisste dort auch die Interessen der Be-
volkerung, der Gemeinden und der Umwelt vertreten. Zudem ist Rita
Fuhrer als Verwaltungsratin im Unique Verwaltungsrat Hauptverant-
wortliche, welche in Fragen betreffend solch massiver Larmauswir-
kungen sowohl mit Weisungen beauftragt werden kann als auch mit-
tels Beschluss die Sperrminoritat im Verwaltungsrat austiben kann.
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Nun sind aber gerade die Zlrcher Regierung und die Unique wesentli-
che Tréger des SIL. Zitat aus dem Bericht des BAZL (Bundesamt fur
Zivilluftfahrt): «Der SIL-Prozess steht unter Leitung des Bundesamtes
far Zivilluftfahrt; der Kanton Zirich und Unique sind als Projektpart-
ner beteiligt. Die Nachbarkantone, Deutschland sowie weitere Bun-
desstellen werden anlasslich von Koordinationsgesprachen konsultiert
und Uber abgeschlossene Prozessschritte orientiert.» Also schwarz auf
weiss ist die zentrale Rolle der Ziircher Regierung und der Unique de-
finiert. So tragt die Zircher Regierung direkt und indirekt die Haupt-
verantwortung fur die allfallige Festsetzung des SIL, welche zusatzli-
che Ostanfliige, Stidanfliige, Stidstarts, Pistenverdnderungen und auch
die Option einer Parallelpiste zulédsst. Und es sind dies nicht primér
das BAZL, das UVEK (Bundesamt fiir Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation) oder Bundesrat Moritz Leuenberger, wie dies Regie-
rungspréasidentin Rita Fuhrer immer wieder zu verschleiern versucht.
So wird doch das UVEK beziehungsweise das BAZL sicherlich keine
Beschlusse ohne die aktive oder mindestens passive Zustimmung der
Zircher Regierung und der Unique vornehmen.

Nachdem die Gemeinden und Organisationen nochmals ihre klare
Haltung gegen die Vorschldge im Rahmen des SIL présentiert haben
und sowohl die optimierten Varianten als auch die Sicherung einer
Parallelpiste ablehnen, erwarten die Grinliberalen vom Regierungsrat
ultimativ, dass er die Interessen der Zurcher Bevolkerung und die Ab-
stimmungsresultate vom letzten Jahr umsetzt und Regierungsprasiden-
tin Rita Fuhrer im SIL-Prozess eng begleitet und mandatiert sowie
zweitens der Staatsvertretung im Verwaltungsrat die gesetzlich erfor-
derlichen Weisungen erteilt. Denn — ich muss es nochmals betonen —
der SIL wird massgeblich von der Ziircher Regierung geprégt.

Fur die Grinliberalen ist klar: Die Wahnideen im SIL mdussen jetzt
gestoppt werden. Und dem Flughafen missen die Grenzen gesetzt
werden, welche in der Bevdlkerung und in den Gemeinden mehrheits-
fahig sind. Deshalb reichen die Grinliberalen heute, respektive in
zwei Wochen, entsprechende Vorstosse ein. Dankeschon.

Fortsetzung der Beratung.
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Ernst Bachmann (SVP, Zirich): Ich mochte Ihnen zuerst meine Inte-
ressenbindung bekannt geben: Ich bin Prasident von Gastro Zirich
City, Prasident von Gastro Zirich und Vizeprasident von Gastro Suis-
se, dem wohl grossten Branchenverband mit 22'000 Mitgliedern und
Uber 250'000 Beschéftigten. Dann bin ich auch seit 41 Jahren Wirt.
Ich sage jeweils «Wirt, der arbeitet». Ich habe gestern — das ist keine
Reklame — in meinem Betrieb Uber 300 Essen gehabt. Ich habe 15
Stunden gearbeitet, ich hatte Spass daran. Am Mittag hatten wir mehr
Gaste, die nicht rauchen wollten, am Abend mehr, die rauchen woll-
ten. Wir haben einfach geschaut, dass alle auf ihre Rechnung kom-
men. Und alle waren glticklich, auch mein Personal.

Zuerst mochte ich der Kommission fur soziale Sicherheit und Ge-
sundheit fir ihren Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Schutz vor
Passivrauchen» danken. Dieser Gegenvorschlag geht in die richtige
Richtung, namlich einer verniinftigen Losung, die den Anliegen von
Rauchern und Nichtrauchern Rechnung trégt. Und er entstand nach
Anhorung der Lungenliga sowie der Gastronomie. Die Kommission
hat ihre Aufgabe ernst genommen und sich mit der Problematik unse-
rer Branche befasst. Das zeigen auch die sehr guten, sachlichen Voten
heute Morgen.

Das Gleiche kann ich nun aber von unserer Regierung nicht sagen. Sie
hat es nicht einmal nétig, mit Vertretern unserer Branche in Kontakt
zu treten. Mit 30'000 Beschaftigten im Kanton und Gber 3000 Lernen-
den sind wir ja volkswirtschaftlich auch nicht so wichtig — wahr-
scheinlich. Die Begrundung der Regierung war denn auch eine Lobes-
hymne auf die Lungenliga. Die Regierung fuhrt in ihrer Begriindung
weiter aus, gute Gastronomie koénne nur rauchfrei sein. Geniessen
kann nur der Nichtraucher. Sie redet nur von rauchfreiem Essen. Sie
spielt Raucher gegen Nichtraucher aus.

Ich habe in meiner Branche immer betont: Ich habe liebe Géste, die
gerne essen, trinken und nicht rauchen. Ich habe auch liebe Gaste, die
gerne essen, trinken und rauchen. Auch Rauchen ist ja — das haben wir
heute schon gehdrt — fir viele ein Genuss. Die Aufgabe der Branche,
unserer Branche, besteht darin, daflir zu sorgen, dass gentigend Ange-
bote vorhanden sind fur die Bedurfnisse der rauchenden und nichtrau-
chenden Gaste. Unsere Branche hat nicht geschlafen, die Angebote
von rauchfreien Betrieben erhéhen sich stdndig, und zwar in rauch-
freien Essenszeiten, getrennten Raumen, rauchfreien Betrieben et cete-
ra. Unsere Branche boomt! Und wenn die Gaste vor unseren Turen
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stehen und sagen wirden «Wir kommen nur rein, wenn nicht geraucht
wird», wirden wir morgen wahrscheinlich alle umdenken. Aber dem
ist nicht so! Es gibt nicht nur Speisebetriebe. Denken Sie an die vielen
kleinen Dorfrestaurants, die Bars, die Quartierbeizen, wie das heute
auch schon genannt wurde, und viele sonstigen Treffpunkte auch der
Vereine! Gerade kleine Dorfrestaurants, die oft der einzige Treffpunkt
im Dorf sind und volkswirtschaftlich sowie sozial eine wichtige Funk-
tion erfullen, hatten unter diesem Verbot zu leiden. Hier trifft man sich
nicht nur zum Essen, sondern auch zum Austausch, zum Plaudern und
oft auch, um zu politisieren. Gerade diese kleinen Betriebe haben aber
auch taglich um ihre Existenz zu kampfen, werden oft aber auch von
der Wirtin oder dem Wirt alleine gefihrt. Also sind in diesen kleinen
Restaurants die Angestellten auch nicht so gefahrdet, wie das die Lun-
genliga immer wieder suggeriert.

Die mit Millionen gepflasterte Pravention hat in diesem Thema kl&ag-
lich versagt. Weltweit rauchen immer mehr Jugendliche und vor allem
Frauen. Ein Rauchverbot in allen Gastbetrieben ist eine Augenwische-
rei und l6st die Probleme nicht, sondern verdrangt sie nur.

Zu allen Punkten diverser Schreiben der Lungenliga kann man gar
nicht Stellung nehmen, sonst misste ich bis heute Abend sprechen.
Aber ich habe doch einzelne Aussagen, die mich in Rage gebracht ha-
ben, herausgerissen. Zum Beispiel: Passivrauchen macht krank und
totet — aber Rauchen offensichtlich nicht! Wir haben noch nie und
werden auch nie behaupten, Rauchen und Passivrauchen sei nicht
schadlich. Tatsache ist — das sagt auch die Regierung in ihrer Begrin-
dung —, dass es keine schweizerischen Studien gibt, sondern nur aus-
landische. Wir bernehmen ja alles aus dem Ausland. Tatsache ist,
dass die Thematik «Passivrauchen» seit Jahren ein Streitpunkt ist zwi-
schen Medizin und Wissenschaft. Man redet von Gesundheitskosten
von 5 bis 10 Milliarden Franken, absolut unbeweisbar, nur polemisie-
rend. Heute haben wir wieder die Zahlen gehort von 5 bis 10. Was
sind jetzt 5 und was sind 10 Milliarden Franken? Das ist offenbar fast
das Gleiche!

Die Zurcher Gastronomie hat vor zwei Wochen ein neues modernes
Ausbildungszentrum in Wadenswil fur unsere Lernenden eingeweiht.
Im ganzen Bildungszentrum wird nicht geraucht. Die Gesamtkosten
dieses Betriebes belaufen sich auf 13 Millionen Franken, wovon 4
Millionen Franken auf Liftungen und Klimaanlagen fallen. Und die
Lungenliga sagt, Luftungen und Klimaanlagen nitzen Gberhaupt
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nichts. Keine Umsatzeinbussen, das ist eine reine Liige ... (Die Rede-
zeit ist abgelaufen.)

Erika Ziltener (SP, Zirich): Nicht die Raucherinnen und Raucher ste-
hen bei der vorliegenden Vorlage im Zentrum, sondern die Gesundheit
und der Schutz vor Passivrauchen. Ein Ja zur Initiative und ein Nein
zum Gegenvorschlag zeigen die grosse Bedeutung, die wir dem
Schutz vor Passivrauchen geben. Die SP-Fraktion spricht sich grund-
satzlich fur den Schutz vor Passivrauchen aus, nur beim Ausmass
herrscht keine Einigkeit. Ich spreche fir die Mehrheit der SP-Fraktion,
die den Schutz vor Passivrauchen, wie ihn die Initiative vorsieht, heu-
te und jetzt will.

Bei der Initiative geht es um die Gesundheit. Mit ihr soll eine weitere
Licke im Schutz vor Passivrauchen geschlossen werden. Der Gegen-
vorschlag ist ein untauglicher Kompromiss fir Raucherinnen und
Raucher und insbesondere fiir die Restaurants, die glauben, in einer
rauchfreien Welt nicht existieren zu konnen. Der Arbeitnehmerinnen-
und Arbeitnehmerschutz wurde im Gegenvorschlag nur unter Druck
aufgenommen und kommt jetzt so halbseiden daher, dass er auch fur
diejenigen, die einst offen flr ihn waren, nicht mehr annehmbar ist.
Wenn Rauchgelegenheit, dann im Minimum ohne Bedienung!

Der Gegenvorschlag hat also das primére Ziel, den Schutz vor Passiv-
rauchen, um ein Vielfaches verfehlt. Raucherinnen und Raucher sind
mundige und aufgeklarte Menschen. Jede Person weiss beim Anziin-
den einer Zigarette oder Zigarre um den Gesundheitsschaden, den dies
anrichten kann. Eine miundige und aufgeklarte Person braucht keinen
Schutz. Sie kann selbst entscheiden. Ginge es also nur um die mindi-
gen Raucherinnen und Raucher, konnten wir die Initiative getrost ab-
lehnen.

Die Initiative will aber sehr viel mehr. Sie will den Schutz vor Passiv-
rauchen konsequent umsetzen. Geschiitzt werden missen insbesonde-
re Kinder und das Gastronomiepersonal. Geschitzt werden mussen
aber auch all die Personen, die sich unfreiwillig in einem Raum auf-
halten missen, in dem geraucht wird, Stichworte: Geschaftsessen,
Theaterrestaurant. Die Initiative ist ein Bekenntnis zum Schutz vor
Passivrauchen und richtet sich nicht gegen die Freiheit der Raucherin-
nen und Raucher. Der Gegenvorschlag ist eine Anbiederung an die
Gastronomie, die diese nicht notig hat. Die Gastronomiebetriebe sind,
auf langere Sicht betrachtet, die Gewinnerinnen und Gewinner. Sie



2971

kdnnen sich sehr gut arrangieren, wie ein Blick nach Italien oder ins
Tessin zeigt. Und sie gewinnen an Lebensqualitat, die sie ihren Gésten
weitergeben kdnnen.

Und zum Schluss: In den letzten Wochen horte ich an der Patienten-
stelle sehr viele Voten zu Gunsten der Initiative und sehr viel Unver-
standnis fir den Gegenvorschlag. Das Gleiche kann auch fur die Be-
volkerung gesagt werden. Die Bevolkerung versteht mit Sicherheit
weder den Gegenvorschlag noch die ablehnende Haltung zur Initiati-
ve. Das zeigen auch diesbeziigliche Abstimmungsresultate in andern
Kantonen. Wie wir personlich den Umgang mit der Gesundheit gestal-
ten, ist Privatsache. Die breite Bevolkerung aber will Gesundheit und
Gesundheitsforderungsmassnahmen dort, wo die Allgemeinheit be-
troffen ist, also auch in der Gastronomie.

Machen Sie es deshalb wie die Mehrheit der SP-Fraktion, sagen Sie Ja
zur Initiative und Nein zum Gegenvorschlag! Ich danke Ihnen.

Susanne Bernasconi (FDP, Zirich): Als Mitglied des Initiativkomi-
tees werde ich der Initiative natlrlich zustimmen und den Gegenvor-
schlag ablehnen, und dies aus folgenden Griinden:

Ich gehe davon aus, dass die Schadlichkeit des Passivrauchens auch in
diesem Rat nicht bestritten wird. Der Kommissionsprasident hat dies
bestatigt. Mein Fraktionskollege Oskar Denzler hat die &rztlichen Aus-
fihrungen dazu gemacht. Die Volksinitiative der Lungenliga fordert
ein Kklares Rauchverbot. Fumoirs werden zugelassen. Der Gegen-
vorschlag beinhaltet viele Ausnahmen und ein wenig Verbot, ein Re-
gelwerk mit vielen Unklarheiten. Ganzlich auf der Strecke bleibt der
Schutz der Angestellten vor Passivrauch. Der schriftliche Verzicht ist
keine gesetzgeberische Meisterleistung. Willkdrlich ist die Definition
eines Kleinbetriebes mit bis zu 35 Sitzplatzen, die vom Verbot ausge-
nommen sind. Besonders bei Barbetrieben wird dies zu Rechts-
ungleichheit fiihren. Der Gegenvorschlag bericksichtigt die Wiinsche
von Gastro Zirich, stellt aber die Wirte — wie bereits heute — vor den
Entscheid, ob sie die Raucher oder die Nichtraucher verargern wollen.
Nicht einzusehen ist auch, weshalb in einem Festzelt mit einer Bewil-
ligung der Gemeinde geraucht werden darf.

Wie ich die Gepflogenheiten in diesem Lande kenne, wirde die An-

nahme des Gegenvorschlags zu einer sehr umfangreichen Verordnung
fihren — mit einer Regelungsdichte, die sonst eigentlich unbeliebt ist.
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Sodann missen die Bestimmungen auch noch kontrolliert werden, was
zu weiteren groberen Konflikten fuhren wird.

Ich bin von meinem Naturell her keine Fundamentalistin. Uberzeugt
hat mich aber aus eigener Anschauung das klare Rauchverbot in Ita-
lien, dem Land der Raucher — ich erinnere mich noch an vernebelte
Kinos —, dem Land, dessen Birger strenge Vorschriften nicht lieben.
Und ich sage Ihnen: Es funktioniert genauso wie in irischen Pubs. Der
Kanton Tessin hat nachgezogen, andere Lander und Kantone auch.
Nur im Kanton Zirich soll das Rauchverbot mit vielen Ausnahmen
durchldchert werden. Ich bin aber berzeugt, dass die Bevolkerung
eine klare Nichtraucherregelung will. Zudem kann der Gegenvor-
schlag bundesrechtswidrig werden.

Ich bitte Sie daher im Sinne der Pravention und des Schutzes der Ge-
sundheit, der Initiative zuzustimmen und den Gegenvorschlag abzu-
lehnen. Ich danke Thnen.

Susanne Rihs (Griine, Glattfelden): Die Liste der Kantone, welche ei-
nen konsequenten Nichtraucherschutz in Restaurants umgesetzt haben,
wird l&nger und langer. Nachbarlander wie Italien, nicht gerade be-
kannt als lustfeindliches Land, haben ein Rauchverbot in Gaststatten
langstens eingefuhrt. Und was tut der ja so fortschrittliche Kanton Zi-
rich, der es nicht einmal fertig bringt, sein Rathaus nichtraucher-
freundlich zu gestalten? Seit Jahren schraubeln wir an unseren Geset-
zen herum und wir kénnen uns nicht entscheiden, ob wir uns eigent-
lich fir die Mehrheit, also 71 Prozent der Nichtraucherinnen und
Nichtraucher, einsetzen wollen oder eben der Lobby der Gastwirte
nachgeben wollen. Der Gegenvorschlag widerspiegelt diese Haltung.
Er will es allen ein wenig recht machen, es weder mit den Gastwirten
und mit der Tabakindustrie noch mit den Raucherinnen und Rauchern
verderben.

Die Leidtragenden sind nach wie vor die 71 Prozent Nichtrauchenden,
die seit Jahren dem Rauch ausgesetzt sind. Sie sollen zwar in Zukunft
in grossen Restaurants rauchfrei essen kénnen, aber in kleinen bis zu
35 Platzen mussen sie weiter mitrauchen. Und diese kleinen Restau-
rants sind ja nicht selten. Gehen Sie einmal in die Dérfer! Dort sind es
in der Regel eben die 35 Platze. Oder nur ein Restaurant hat offen mit
35 Platzen. Und dann missen sich die Nichtraucher, die ja eben in der
Mehrheit sind, der Minderheit anpassen. Die Leidtragenden sind aber
auch die Kinder, die laut Gegenvorschlag wéahrend den Dorffesten und
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Chilbis in den Festzelten dem Rauch ausgesetzt werden sollen. Und
die Leidtragenden sind weiterhin die Serviceangestellten. Sie mussen
zwar mit dem Servieren in Raucherrdumlichkeiten einverstanden sein,
aber was ist, wenn sie auf eine Stelle unbedingt angewiesen sind?

Dieser Gegenvorschlag hat nichts mit einem mutigen Entscheid zu
tun. Er ist ein Wischiwaschi-Vorschlag, nicht konsequent, nicht fort-
schrittlich und schon gar nicht zeitgemass. Wenn wir diesen Gegen-
vorschlag unterstutzen, politisieren wir eindeutig am Volk vorbei.
Denn die Mehrheit der Bevolkerung hat sich flr rauchfreie Gaststatten
ausgesprochen. Und wir zementieren mit diesem Vorschlag den Ist-
Zustand mit unserem Paragrafen und den vielen Ausnahmeregelun-
gen.

Ein Teil der Griinen lehnt den Gegenvorschlag ab. Wir setzen uns flr
die Initiative ein und hoffen mit dem St&nderat zusammen auf eine
gesamtschweizerische Regelung im Sinne der Lungenliga. Wir sind
uberzeugt, dass dies die richtige Lésung ist fir ein einvernehmliches
Zusammenleben zwischen nichtrauchender und rauchender Bevolke-
rung. Die Kantone Tessin und so weiter und die Lander wie Italien
haben es uns vorgemacht. Es hat sich gezeigt, dass dieses Rauchverbot
mit den Fumoirs die Losung ist. Alle profitieren davon, nicht zuletzt
auch die Gastwirte, die mit ihren sauberen partikelfreien Restaurants
neue Kundschaft anziehen. Die Unterstiitzung des Gegenvorschlags
waére ein Riesenrtickschritt im Bestreben, die nichtrauchende Bevolke-
rung zu schitzen und die Gesundheit der Menschen in diesem Kanton
zu fordern. Ein solcher Ruckschritt passt einfach nicht zum fortschritt-
lichen Kanton Zdrich.

Lucius Durr (CVP, Zurich): In verschiedenen Voten wurde das Gast-
gewerbe als riickstdndig und uneinsichtig dargestellt, was ich person-
lich nicht sehr fair und sachlich finde. Ich kann Ihnen versichern — ich
bin ja seit 16 Jahren nicht mehr bei Gastro Suisse, also in dem Sinn
unabhéngig —, dass bereits 1978, als ich als junger Jurist dort anfing,
das Thema Nichtrauchen auf der Traktandenliste des damaligen
Schweizerischen Wirteverbandes war. Man hatte die Ldsung, indem
man sagte, wichtig sei, dass man aufeinander Ricksicht nimmt oder
eben Respekt voreinander hat; genau das, was mein Kollege Lorenz
Schmid einige Minuten in diesem Saal ausgefiihrt hat. Respekt war
das Rezept. Man hat es umgesetzt durch so genannte Nichtraucherti-
sche. Das war ein Anfang. Man hat versucht, mit besseren Liftungen
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dem Problem ebenfalls Herr zu werden. Man war auf jeden Fall aktiv.
Es war immer ein Thema. Man hat natiirlich mit der Zeit gemerkt,
dass diese Entwicklung allein nicht gentigt, und hat sich auch gesetzli-
chen Entwicklungen nicht verschlossen, sondern war immer wieder
bestrebt, dass Regelungen kommen, die nicht Gbertrieben sind, die
massvoll sind, die verhéltnismassig sind. Die Entwicklung in Europa
ist diesen Weg allgemein gegangen. Man hat gesehen, dass der
Mensch an sich nur beschrénkt verniinftig ist, und deshalb eben Re-
spekt allein, ohne gesetzliche Massnahmen, nicht genlgt.

Wir stehen heute vor der Aufgabe, auch im Kanton Zirich Ldsungen
zu suchen, die gesetzliche Massnahmen aufzwingen, ohne dass wir
aber das Kind mit dem Bade ausschutten. Auch die CVP ist der Mei-
nung und hat diesen Meinungswandel mitgemacht, dass man Ldsun-
gen finden muss, die die Nichtraucher schiitzen, Lésungen aber auch,
die einer liberalen Grundhaltung entsprechen und die verhaltnismassig
sind. Niemand bezweifelt in diesem Saal, dass Rauchen ungesund ist,
dass es lebensverkiirzend ist und dass es Kosten mit sich bringt. Es
geht aber hier um die Frage, wie man die Nichtraucher, die Passivrau-
cher schiitzen kann.

Es gilt zwei Dinge auseinander zu halten, namlich die Orte, wo man
sich zwingend aufhalten muss, wie Amtslokale et cetera — hier haben
wir eine Losung gefunden im Gesundheitsgesetz, eine klare restriktive
Losung — und Orte, wo man nicht gezwungen ist, zu bleiben, oder sa-
gen wir mal beschréankt gezwungen. Jemand, der auf eine Bedarfsver-
pflegung angewiesen ist, der isst natlirlich auch indirekt zwangsweise
in einem Restaurant. Aber diesem Bedurfnis wird ja von der Gastge-
werbeseite her Rechnung getragen.

Wir haben heute nun die liberale Losung, die wir anstreben, die eben
nicht Wischiwaschi ist, sondern die eigentlich klar sagt im Grundsatz,
dass Rauchen in Restaurants nicht gestattet ist. Das ist der Grundsatz,
der aber Abweichungen zulésst, die verhaltnismassig sind, indem man
sagt: Kleinstrestaurants sollen davon ausgenommen werden. Das
heisst nicht, dass sie das Rauchen nicht einschranken oder verbieten
konnen. Sie werden aber im Sinne der Rechtsgleichheit gleichgestellt.
Denn grosseren Restaurants, die Fumoirs einrichten kdnnen, weil sie
mehrere Rdume haben, sind hier im Vorteil. Kleinbetriebe kénnen dies
gar nicht tun. Es ist zweitens aber auch verhaltnismassig, indem man
so genannten Gelegenheitswirtschaften, Wirtschaften bei Festen und
so weiter, die Mdglichkeit gibt, hier Ausnahmen durch Bewilligung zu
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erhalten. Und letztlich ist es ein klarer rigoroser Arbeitnehmerschutz:
Keine Arbeitnehmerin, kein Arbeitnehmer wird gezwungen, in nicht
rauchfreien Lokalen zu arbeiten. Da kann man doch nicht sagen, das
sei Wischiwaschi! Ich glaube, das ist einschrankend genug, um der
Idee des Passivraucherschutzes wirklich Rechnung zu tragen.

Ich bitte Sie deshalb im Namen der Mehrheit meiner Fraktion, dem
Gegenvorschlag zuzustimmen und sich einer radikalen und unnétigen
Ldsung zu verweigern. Ich danke Thnen.

Thomas Ziegler (EVP, Elgg): Zuerst kurz ein Wort zur Flexibilitat des
Gastgewerbes, wie wir es gerade vorher gehdrt haben, oder zum im-
mer wieder gehorten Spruch, man habe ja die Wahl zwischen Rau-
cher- und Nichtraucherrestaurants. Auswéhlen? In meinem Dorf mit
knapp 4000 Einwohnern gibt es 25 Restaurants. Eines ist rauchfrei,
und zwar die Cafeteria des Pflegeheims, und die schliesst um 17 Uhr.
Wenn ich nach einem Vereinsabend, nach einer Behdrden- oder Par-
teisitzung noch ein Bierchen schnappen will, muss ich mich jedes Mal
verstinken lassen. Ich habe doch gar keine Wahl, wenn ich nicht zum
Frihheimkehrer und Aussenseiter werden will! Und zum wirklich gut
Essen haben wir zwei Lokale, und Sie dirfen dreimal raten: In beiden
Restaurants ist das Rauchen erlaubt, Gberall und jederzeit. Wenn ich
trotzdem in meiner eigenen Gemeinde einkehre, dann ganz sicher
nicht darum, weil ich mit der jetzigen Regelung einverstanden waére.
So viel zum Thema Wabhlfreiheit.

Weil im freien Markt die Flexibilitdt der Wirte eben nicht spielt,
braucht es die Initiative, die niemandem das Rauchen verbietet, aber
den Nichtrauchern den Besuch aller Gaststatten uneingeschréankt er-
maoglicht.

Und zum Schluss noch dies: Wenn wir auf den Gegenvorschlag ein-
schwenken und im Bund die weiter gehende Sténderatslosung durch-
kommt, machen wir Zircher uns nur l&cherlich. Dann mdissen wir
ndmlich gemass dem Diktat aus Bern zuriickbuchstabieren und unsere
LAsung nachbessern. Auch dies ein Grund, warum wir lieber jetzt der
Initiative zustimmen.

Heinz Kyburz (EDU, Oetwil a.S.): Schon ware es gewesen, wenn die
Kommission fir soziale Sicherheit und Gesundheit ihrem Namen et-
was mehr Ehre gemacht hatte. Mit dem vorliegenden Gegenvorschlag
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werden nun aber etwas einseitig die vermeintlichen Interessen von
Gastro Zirich wahrgenommen. Selbst Kommissionsmitglieder, wel-
che im Gesundheitswesen ausgebildet oder tétig sind, gewichten ver-
meintliche volkswirtschaftliche Interessen starker als die Gesundheit
des Volkes. Vermeintlich deshalb, weil auf Grund von zahlreichen
Studien ja belegt ist, dass rauchfreie Gaststatten die Umsétze nicht re-
duzieren, sondern langerfristig erhdhen.

Eine einfache und gute Initiative wird durch einen komplizierten und
schlechten Gegenvorschlag bekampft. Der Kanton Zirich, der sich
immer wieder riihmt, fortschrittlich zu sein, legt nun einen Gegenvor-
schlag vor, der fast so ruckstandig wie der geltende Paragraf 22 des
Gastgewerbegesetzes aus dem Jahre 1996 ist. Wahrenddem einige an-
dere Kantone und vermehrt auch das Ausland der Volksgesundheit
hochste Prioritdt einrdumen und zeitgemasse Bestimmungen anord-
nen, lauft unser Kanton Gefahr, vor der Tabak- und Gastro-Lobby zu
kapitulieren.

Ich erlaube mir nun, einige Appelle an die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier quer durch die Parteien zu richten. Ich bitte Sie, wenn
Sie konservativ denken und die Werte hochhalten, so setzen Sie sich
fiir einen der hochsten Werte, ndmlich die Gesundheit, ein und helfen
Sie so mit, die Gesundheit moglichst aller Restaurantbentitzer zu be-
wahren. Wenn Sie wie ich ein gutes Essen schétzen, dann unterstitzen
Sie, dass man in allen Restaurants rauchfrei essen und trinken kann
und man sich auch am né&chsten Tag, weil die Kleider nicht nach
Rauch stinken, noch daran freuen kann. Wenn Sie sich als liberal be-
zeichnen, so helfen Sie uns, dass wir uns von dem einschrankenden
todlichen Qualm befreien kdnnen. Wenn Sie ein Schitzer der Umwelt
sind und alles unterstiitzen, was sich im Winter gegen Feinstaub und
im Sommer gegen zu hohe Ozonbelastung und das ganze Jahr gegen
die CO,-Belastung richtet, so bedenken Sie, dass es &usserst fragwdir-
dig ware, wenn Sie sich nicht auch gegen die schadliche Rauchbelas-
tung unserer Restaurants einsetzen, da die Feinstaubbelastung in ei-
nem Restaurant mit Rauchern dauernd um ein Vielfaches hoher liegt,
als es die Schweizer Luftreinhalteverordnung zulésst. Wenn Sie sozial
denken, so verhindern Sie, dass Menschen, die keinen andern Job
kriegen, in Fumoirs arbeiten missen. Und nicht zuletzt, wenn Sie ei-
nen christlichen Bezug haben und lhnen das Gebot «Liebe deinen
Né&chsten wie dich selbst» noch etwas bedeutet, dann werden Sie sich
bewusst, dass mit dem Nachsten sowohl der Tischnachbar im ver-
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qualmten Restaurant wie auch die dort arbeitende Serviertochter ge-
meint sind, und unterstiitzen Sie mit der EDU die Volksinitiative und
lehnen Sie den nicht tauglichen Gegenvorschlag ab!

Schlussendlich bitte ich Sie, machen Sie auch unserem Kantonsrat Eh-
re und seien Sie so fortschrittlich wie die tGiberwiegende Mehrheit un-
serer Bevolkerung und auch der Regierungsrat und lehnen Sie deshalb
jedes Rauchen in bedienten Rdumen von Gaststatten zum Schutz unse-
rer Bevolkerung ab! Danke.

Willy Haderer (SVP, Unterengstringen): Leider lasst die Initiative
Augenmass und vernunftige Toleranz flr eine zielfihrende Gesetzge-
bung vermissen und reiht sich damit in die weltweite Verhetzungs-
kampagne gegen die Raucher ein. Mehr steht nicht dahinter. Es ist ei-
ne populistische Art und Weise, hier Gesetze zu verlangen, wie sie
uberall jetzt herumgeboten werden. Wir legiferieren hier nur Verhalt-
nisse in Gaststatten. Es hat noch viele, viele andere Bereiche, wo
Nichtraucher geschutzt werden sollten vor dem Rauch. Ich denke hier
nur an die Verantwortungslosigkeit in vielen Familien, wo zu Hause
auch vor Kleinkindern geraucht wird.

Wie hat doch Erika Ziltener so schén gesagt: Es geht um den Schutz
von Nichtrauchern vor Rauchern. Eben, ich habe es vorhin gesagt, es
gibt noch viele Bereiche, wo dies berhaupt nicht sichergestellt ist.
Und Verantwortung kann man eben nicht gesetzlich legiferieren, Ver-
antwortung muss man leben. Und hier muss man Uberzeugungsarbeit
leisten.

Susanne Rihs mit ihren 70 Prozent Nichtrauchern! Das ist das Ver-
héltnis in der gesamten Bevolkerung. Schauen Sie sich einmal an, wie
das Verhdltnis in den Gaststatten ist. Sie werden eine ganz andere
Verhéltniszahl erhalten.

Und Heinz Kyburz, das Mérchen, die KSSG hétte gegenliber der
Gastro Suisse gekuscht, wird auch nicht wahr, wenn Sie es wiederho-
len.

Es war eine wohltuende Sachlichkeit in der KSSG, die schlussendlich
dazu fiihrte, dass wir diesen Gegenvorschlag erarbeiten konnten. In
einer solch emotional aufgebrachten Stimmung, sobald es ums Rau-
chen geht, war das wohltuend, hier sachlich zu diskutieren, miteinan-
der Losungen zu suchen und schlussendlich sich auch auf durchsetz-
bare Mdglichkeiten zu beschrénken. Ich hoffe, die KSSG hat ein Sig-
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nal fir eine undoktrindre Losung ohne Verteufelung damit erbracht.
Hoffentlich ist das auch eine Wegleitung fir einen toleranten Umgang
gegenseitig und damit eine Abkehr vom hemmungslosen Verbotsstaat.

Nun zum Gegenvorschlag noch einige Bemerkungen. Zum ersten Ab-
satz in Paragraf 22: Im Grundsatz stellen wir uns ganz klar hinter die
Forderung, dass normalerweise im Restaurant nicht geraucht werden
soll und dass dies auch gewahrleistet werden soll fir solche, die sich
diesem Rauch nicht aussetzen wollen.

Im Absatz zwei wollen wir dann auch ganz klar sagen, dass die Prak-
tikabilitdt ohne Sektierertum durchgesetzt werden kann. Es sollen se-
parate Rdumlichkeiten vorhanden sein, wo das Rauchen gestattet ist.
Mir kommt das immer sehr kurlig vor, wenn ich an den Begriff Fu-
moir denke. Mir kommt dann so ein Glaskubus in den Sinn, einige
Quadratmeter gross, vollgestopft mit Rauch ohne Abzug, und hier sind
dann einige wenige drin, die so genannten Unverbesserlichen, die sich
im eigenen Rauch schneller in Richtung Grab begeben. Das ist bei
diesem Vorschlag nicht dahinter, bei diesem Punkt zwei, sondern hier
soll klar gesagt werden: Es muss gekennzeichnet werden, wo geraucht
werden darf, und es muss ausreichend bellftet werden. Dann konnte
nadmlich die Forderung erflllt werden, die ja die Initiative auch nicht
ausser Acht lasst, und es konnten hier bediente Raumlichkeiten zuge-
lassen werden.

Zum dritten Absatz, den Kleinbetrieben: Es gibt eben sehr viele solche
Ausnahmesituationen, zum Teil auch noch mit denkmalpflegerischen
Auflagen verbunden, wo es gar nicht moglich ist, zwei Raume in einer
kleinen Wirtschaft zu erstellen. Hier soll der Grundsatz der klaren De-
klaration gelten. Der Gast muss wissen, wenn er ein solches Lokal
betritt: Kann hier geraucht werden oder kann hier nicht geraucht wer-
de? Dann ist auch hier den klaren VVorschriften Rechnung getragen.

Der Absatz vier macht nichts anderes, als was wir hier in diesem Rat
bereits im Gesundheitsgesetz klar deklariert haben, ndmlich, dass die
Gemeindebehorden fur Veranstaltungen hier Ausnahmen bewilligen
durfen, dass zum Beispiel bei Anldssen auch in Festzelten, was heute
schon fur 6ffentliche Bauten gilt, eine Ausnahmebewilligung erteilt
werden kann.

Absatz finf dann schlussendlich: Es muss ganz klar sichergestellt
sein, dass in solchen Lokalen, wo Raucher bedient werden, Raucher-
raumlichkeiten bedient werden, auch das Personal klar einverstanden
ist mit dieser LGsung. Im Ubrigen ... (Die Redezeit ist abgelaufen.)
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Peter Schulthess (SP, Stafa): Ich zitiere Paragraf 1 aus dem Gesund-
heitsgesetz: «Staat und Gemeinden haben die Aufgabe, die Gesundheit
des Volkes zu fordern und ihre Gefédhrdung zu verhiten.» Dieser
Grundsatz gilt auch fur den Schutz vor Gesundheitsgefdhrdung durch
Passivrauchen. Jahrzehntelang ist der Staat dieser Aufgabe nicht oder
schlecht nachgekommen. Zu lange wurde formuliert, dass Nichtrau-
chende dem Rauch der Rauchenden ausgesetzt blieben und nicht vor
diesen gesundheitsschadigenden Immissionen geschitzt wurden. Und
zu lange wurde ubersehen, dass Rauchende nicht nur den Rauch der
selber gerauchten Tabakwaren einatmen, sondern auch jenen der ande-
ren Rauchenden, was das gesundheitsschadigende Risiko vergrdssert.
Selbst in diesem Haus ist der Passivrauchschutz noch immer nicht
durchgesetzt — trotz verschiedener Vorstésse. Ein hoher gesundheitli-
cher und volkswirtschaftlicher Schaden ist in all den Jahren in Kauf
genommen worden. Es brauchte erst viele wissenschaftliche Untersu-
chungen, welche Krankheitsgeschichten aufarbeiteten und belegten,
wie gesundheitsschadigend auch das Passivrauchen ist. Zu lange wur-
de das verharmlost und der Fokus nur auf das Aktivrauchen gelegt.

Die Volksinitiative «Schutz vor Passivrauchen» der Lungeliga will
diese Lucke im Gesundheitsschutz schliessen, auf moderate sinnvolle
Weise. In Gaststatten soll grundsétzlich nicht mehr geraucht werden,
es sei denn in abgetrennten Raumen. Selbstredend, dass diese nicht
bedient sein sollen, um dem Servicepersonal den auch ihm gebihren-
den Gesundheitsschutz zukommen zu lassen. Man weiss, dass durch
ein Rauchverbot die Feinstaubkonzentration in Gaststatten um 80 Pro-
zent — 80 Prozent! — gesenkt werden kann. Géste verweilen in Restau-
rants — sagen wir — ein bis drei Stunden, das Personal aber acht bis
zehn Stunden. Es ist also in Raucherlokalen ungleich langer den Scha-
digungen durch Passivrauchen ausgesetzt, als die Géste es sind. Eine
Untersuchung aus dem Kanton Wallis hat gezeigt, dass das Personal
allein durch das Einatmen von Passivrauch so viele Schadstoffe zu
sich nimmt, als wirde es ein bis zwei Pakete Zigaretten am Tag rau-
chen. Wer selber aktiv raucht, nimmt noch mehr Giftstoffe zu sich.

Wohlverstanden, die Initiative will nicht Raucherinnen und Raucher
zu Nichtraucherinnen und Nichtrauchern umerziehen. Wer gerne
raucht aus Genuss oder aus Sucht, kann dies weiterhin tun. Und wer
gerne sehr viel raucht und etwas friher sterben will, um danach etwas
langer tot zu sein, der darf das auch kinftig tun. Das ist sein Recht be-
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ziehungsweise ihr Recht. Was aber nicht angeht, ist, andere in diesen
Lebensplan mit hinein zu ziehen, zu beeintrachtigen und zu schadigen.
Dazu hat keiner und keine ein Recht. Und da sind hoffentlich auch die
Grenzen des heute von verschiedenen Parteien vertretenen Liberalis-
mus erreicht. Wir haben schon zu lange zugewartet und die Gesund-
heitsschadigung durch Passivrauchen toleriert.

Dass die KSSG, welche als Gesundheitssachkommission dieses Rates
eigentlich alles tun sollte, um die Gesundheit des Volkes zu schiitzen,
wie in Paragraf 1 des Gesundheitsgesetzes vorgesehen, iberhaupt da-
zu kam, einen Gegenvorschlag auszuarbeiten, nicht um den Schutz zu
verbessern, sondern um ihn zu verschlechtern, ist unverstandlich und
eigentlich skandalds. Gehdren Serviceangestellte nicht zum Volk, das
zu schutzen ist? Haben sie keinen Anspruch auf denselben Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz wie andere Arbeitnehmende? Oder geho-
ren etwa Festbesucherinnen und -besucher im Festzelt nicht zum
Volk? Warum in aller Welt soll hier die Schadigung durch Passivrau-
chen toleriert werden? Auch in Zelten lassen sich rdumlich unterteilte
Bereiche bilden, wo geraucht werden kann — und hoffentlich unbe-
dient. Die KSSG hat es in ihrer Mehrheit versaumt, sich dem Gesund-
heitsschutz der Nichtrauchenden und des Personals zu verpflichten.
Sie scheint unter dem Einfluss der Gastro Suisse zu stehen, auch wenn
das abgestritten wird, und zu glauben, sie musse 6konomischen Ge-
sundheitsschutz fir Lokale ohne Innovationskraft betreiben. Das ist
aber eine eminente Verwechslung ihres Auftrages.

Die vorgesehene Verpflichtung, dass das Personal so genannt freiwil-
lig unterschreiben soll, dass es bereit ist, in Raucherrdumen zu arbei-
ten, ist an Zynismus kaum zu Uberbieten. Hat noch keiner Gber das
Abhangigkeitsverhéltnis von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
nachgedacht? Entweder unterschreiben sie freiwillig oder sie kriegen
den Job nicht! Folgt als Néchstes, dass Bauarbeiterinnen und Bauar-
beiter unterschreiben sollen, dass sie sich freiwillig ungeschutzt As-
beststaub aussetzen oder Strahlungen in AKW?

Ich bitte Sie, gemeinsam mit der grésseren Halfte der SP-Fraktion die-
sen unausgereiften Gegenvorschlag abzulehnen und die Volksinitiati-
ve anzunehmen. Ich bin Uberzeugt, dass das auch im Willen des Vol-
kes ist.

Ornella Ferro (Grlne, Uster): Auch wenn schon vieles zum Thema
gesagt wurde, will ich einige Punkte nochmals betonen. Mit dem Ge-
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genvorschlag wird das Anliegen nach rauchfreien Innenrdumen in Re-
staurants ganz Kklar unterstiitzt. Der Gegenvorschlag verandert die heu-
tige Situation grundlegend zu Gunsten einer Regelung, die nichtrau-
chende und rauchende Gaste berlicksichtigt. Die Initiantinnen und Ini-
tianten behaupten, der Gegenvorschlag schaffe ungleiche Spiesse und
wettbewerbsverzerrende Bedingungen, weil gewisse Wirte weiterhin
Raucherbetriebe fuihren dirfen und andere nicht. Das Gegenteil ist der
Fall: Der Wettbewerb wird angeregt. Da die grosse Mehrheit der Be-
volkerung nicht raucht, wird sie die rauchfreien Restaurants besuchen
und dadurch den Rauchfrei-Wettbewerb gestalten und den Markt re-
gulieren.

Auch wird von den Initiantinnen und Initianten behauptet, es entstehe
eine unnoétige und teure Burokratie, weil fur Raucherbetriebe Geneh-
migungen erstellt und Ausnahmeregelungen kontrolliert werden ms-
sen. Das stimmt so nicht, denn Gastwirtschaftsbetriebe werden heute
schon erfasst und zum Beispiel betreffend Hygiene kontrolliert. Die
Rauchbewilligung kann im gleichen Zuge unkompliziert erteilt wer-
den. Auch die Gefahr von Willkir und Ungleichbehandlung besteht
nicht. Es wird behauptet, die Genehmigung eines Raucherbetriebs sei
sehr schwammig formuliert im Gegenvorschlag. Aber die Ausnahmen
fir den Raucherbetrieb sind klar formuliert; sie wurden heute mehr-
fach aufgezahlt.

Kritisiert wird von den Initiantinnen und Initianten auch die Un-
gleichbehandlung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Seien
wir ehrlich: Ungleichbehandlungen bestehen mit oder ohne Rauchver-
bot. Der Gegenvorschlag regelt die Bedienung in Raucherraumlichkei-
ten. Diese werden von Angestellten bedient, die sich schriftlich damit
einverstanden erklart haben.

Gesundheit ist ein wichtiges Gut, das uns wahrscheinlich allen am
Herzen liegt. Es sind verschiedene Faktoren, die unsere Gesundheit
entscheidend beeinflussen. Das Passivrauchen ist einer von vielen.
Denken Sie an das Stichwort Feinstaub! Die Initiative wirkt unter dem
Deckmantel der Pravention und des Gesundheitsschutzes stark bevor-
mundend und ausgrenzend. Das ist unnétig. Um nichtrauchende Per-
sonen zu schitzen, braucht es kein absolutes Verbot, sondern eine kla-
re Regelung. Diese besteht mit dem Gegenvorschlag.

Ich empfehle Ihnen mit der Héalfte der Griinen den Gegenvorschlag
der Kommissionsmehrheit zur Unterstutzung.
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Christoph Holenstein (CVP, Zurich): Der Gegenvorschlag enthalt be-
kanntlich eine Bestimmung, wonach Raucherrdumlichkeiten nur von
Personen bedient werden dirfen, welche schriftlich erklart haben,
freiwillig bereit zu sein, in Raucherrdumlichkeiten zu arbeiten. Bei
Neueinstellungen ist diese Erklarung beim Abschluss des Arbeitsver-
trages abzugeben. Der Gegenvorschlag verfolgt mit dieser Regelung
eindeutig Ziele des Arbeitnehmerschutzes. Im Bereich des Arbeitneh-
merschutzes ist gemass Artikel 110 der Bundesverfassung der Bund
fur die Gesetzgebung zustéandig. Der Bund hat von seiner Gesetzge-
bungsbefugnis Ubrigens mit dem Arbeitsgesetz auch bereits Gebrauch
gemacht. Der Schutz des nichtrauchenden Personals ist zurzeit mit der
Bestimmung der betrieblichen Moglichkeiten mit Artikel 19 der Ver-
ordnung 3 zum Arbeitsgesetz geregelt. Fir kantonale Losungen wie
das vorliegende freiwillige schriftliche Einverstandnis des Personals
hat es also keinen Platz. Der Gegenvorschlag ist somit mit der ab-
schliessenden Verordnung des eidgendssischen Arbeitsgesetzes
schlichtweg unvereinbar. Der vorliegende Gegenvorschlag stellt daher
einen Verstoss gegen das verfassungsmassige Recht des Vorrangs des
Bundesrechts vor kantonalem Recht geméass Artikel 49 der Bundes-
verfassung dar. In &hnlich gelagerten Fallen hat das Bundesgericht
kantonale Bestimmungen zum Arbeitnehmerschutz aufgehoben, da die
Kantone in diesem Bereich kein Recht mehr setzen kénnen.

Ich bitte Sie daher, infolge Unzustandigkeit auf den Gegenvorschlag
nicht einzutreten beziehungsweise den Gegenvorschlag abzulehnen.
Es hat keinen Sinn, dass wir die Zurcher Stimmbevélkerung Gber et-
was abstimmen lassen, was verfassungswidrig ist. Besten Dank.

Barbara Bussmann (SP, Volketswil): Als Pflegefachfrau werde ich an
jedem Arbeitstag mit den Folgen des Rauchens und des Passivrau-
chens konfrontiert. Dieser uns vorliegende Gegenvorschlag nun ist,
was den Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnenmer im Gastge-
werbe betrifft, vollig untauglich. Nur die Initiative gewéhrleistet, dass
das Servicepersonal wirksam vor erzwungenem Passivrauchen ge-
schitzt wird, und genau darum geht es mir. Als Gast habe ich die
Maoglichkeit, nur rauchfreie Lokale zu besuchen, sofern es diese gibt,
was bis zum jetzigen Zeitpunkt noch viel zu wenige sind. Es ist mitt-
lerweile hinlénglich bekannt, dass tégliches stundenlanges Passivrau-
chen die Gesundheit massiv schadigen kann. Der Passus, dass in Rau-
cherlokalen nur Personal bedienen soll, das schriftlich erklart hat, dass
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es dies freiwillig tut, ist lacherlich. Von Freiwilligkeit kann hier nun
wirklich nicht die Rede sein, denn viele Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer konnen es sich gar nicht leisten, auf eine mogliche Ar-
beitsstelle zu verzichten. Allein schon wegen dieses pseudoarbeitneh-
merfreundlichen Feigenblattes muss der Gegenvorschlag abgelehnt
werden.

Die Initiative ist massvoll und ermdglicht ausdriicklich unbediente
Raucherrdume. Die Wirte haben es nun in der Hand, mit fantasievol-
len und kreativen Ldsungen auch ihren rauchenden Gasten gastliche
Raumlichkeiten anzubieten. Ich finde es zumutbar, wenn diese ihr
Feierabendbierchen, den Kaffee oder den «Absacker» nach dem Essen
selber ins Fumoir tragen. Falls Sie heute aber dem Gegenvorschlag
den Vorzug geben, wird das auch keine Katastrophe sein. Die Initiati-
ve wird dem Volk vorgelegt werden und dieses wird ihr, wie bereits in
verschiedenen anderen Kantonen, mit grosser Mehrheit zustimmen.
Davon bin ich Gberzeugt.

Wir haben aber nun die Mdglichkeit, diesen Weg etwas abzukiirzen
und der Initiative heute schon zuzustimmen. Ich werde meinen Teil
dazu beitragen.

Esther Guyer (Grune, Zirich): Vorab muss ich ein Gestandnis ma-
chen: Ich bin Nichtraucherin. Bei mir zu Hause wird hochstens auf
dem Balkon geraucht. Und wenn ich auswaérts essen gehe, tue ich das
nicht in einem verqualmten Lokal. Aber da brauche ich kein Gesetz.
Wenn ich auf ein solches treffe, gehe ich wieder und ich komme auch
nicht wieder. Trotzdem, ich muss Ihnen sagen, mir geht diese moral-
schwangere Diskussion ums Rauchen, bei der so deutlich vermittelt
wird, wer auf der bosen und wer auf der guten Seite steht, ziemlich
grenzenlos auf die Nerven. Anstatt mit Toleranz, Riicksichtnahme und
Respekt gegeniber unterschiedlichen Lebensweisen umzugehen, er-
zwingen wir Uber ein Gesetz Verhaltensvorschriften, die einer freiheit-
lichen, liberalen Gesellschaft schlicht und einfach unwirdig sind. Statt
flr Eigenverantwortung einzustehen, demontieren wir selber Stiick um
Stlick unsere Freiheit und schranken uns durch selbst auferlegte staat-
liche Vorschriften immer mehr ein. Mit grossem Einsatz wird einge-
treten fir Videouberwachung, fir Alkoholverbote, Vorschriften gegen
Abfélle auf den Strassen, Kleidervorschriften in der Schule und so
weiter und so weiter. Und selbstverstandlich ist das alles nur zum Bes-
ten von uns, denn diese armen unmindigen Blrgerinnen und Burger



2984

wissen eigentlich gar nicht, was gut fur sie ist. Das soll doch bitte der
Staat festlegen. Die nachsten Opfer dieser neuen Staatsmoral werden
leicht zu finden sein, wir haben das auch schon gehort vorher: Es wer-
den wahrscheinlich die Dicken sein, die Bewegungsmuffel. Wir kon-
nen ja dann ein schones, nettes Jogging-Gesetzli machen. Und ich bin
sicher, wir finden auch dafir liberale Préventivprofessoren, die uns
weismachen, wie wertvoll und notwendig solche Vorschriften seien.

Dieser Haltung entsprechend, wirde ich am liebsten Initiative und
Gegenvorschlag ablehnen. Um aber wenigstens einem Teil dies zu
ermdglichen, stimme ich mit der Mehrheit meiner Fraktion — vielleicht
der Mehrheit, vielleicht — dem Gegenvorschlag zu.

Noch ein Letztes: Wer jetzt schon in vorauseilendem Gehorsam zum
Bundesgesetzgeber nach dem Entscheid des Standerates der Initiative
zustimmt, sollte sich lieber gleich sofort von der Politik verabschie-
den. Niemand kann heute vorhersagen, wohin die Bundespolitik letzt-
endlich steuert. Und ich muss sagen: Nur Mut, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ein Zeichen aus dem liberalen Zirich kann in Bern nicht
schaden! Ich danke lhnen.

Hansruedi Bar (SVP, Zurich): Ich habe mich schon gefreut, das letzte
Wort zu haben. Ich gebe es zu, ich rauche gerne und mit Genuss,
manchmal auch nur aus Gewohnheit. Aber ich lasse es mir nicht ver-
miesen, weder von der Lungenliga, die sich mit dieser Initiative wie-
der einmal ins Gesprach bringen muss, damit sie nicht vergessen wird
und die Spendengelder weiter fliessen, noch von den Gesundbetern im
Rat, die uns Raucher zur sonntaglichen Predigt in die fast leere Kirche
locken wollen. Wo waren Sie, als es um die Freigabe von Cannabis
ging?

Lieber Peter Schulthess, ich rauche schon fast so lang, wie du alt bist.
(Heiterkeit.) Ich konsumiere auch eine grosse Menge Passivrauch und
ich lebe immer noch. Was wir wollen, wir Raucher: Wir wollen ge-
nusslich eine Zigarette zum Kaffee, einen Stumpen zum kamerad-
schaftlichen Gesprach oder zum Jassen oder eine feine Zigarre nach
dem Essen rauchen.

Diese Initiative ist radikal, zu extrem. Und alles, was extrem ist, war
noch nie gut. Die Religion war an den meisten Kriegen schuld, und
trotzdem wurde sie nicht verboten. Hatte man es, waren der Mensch-
heit mehr Tote erspart geblieben als die angeblichen Opfer durch Pas-
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sivrauchen. Ware es der Lungenliga und den Beflrwortern ernst, soll-
ten sie nicht die erwachsenen aktiven Raucher vor dem Passivrauchen
schitzen wollen. Es wurde heute oft gesagt: Die Kinder sind es, in ers-
ter Linie die Kinder! Die sind mehr zu Hause als in der Beiz. Ein
Rauchverbot in Privatwohnungen wirde wahrscheinlich mehr brin-
gen, da die Kinder nicht selber entscheiden kdnnen, ob sie jetzt bei
ihren rauchenden Eltern wohnen wollen oder nicht. Sie kdnnen es sich
nicht aussuchen. Aber eine solche Initiative hatte keine Chance. Die-
ser Eingriff in die Privatsphare wirde von niemandem toleriert. Aber
ein Erwachsener kann schliesslich selber entscheiden, ob er in ein
Raucherlokal oder ein Nichtraucherlokal gehen oder zu Hause bleiben
will.

Lehnen Sie die extreme Initiative der Lungeliga ab und unterstiitzen
Sie den moderaten Gegenvorschlag der KSSG!

Beat Badertscher (FDP, Ziirich): Erlauben Sie mir noch ein Wort zum
Gegenvorschlag im Anschluss an das Votum von Christoph Ho-
lenstein. Es ist naturlich schon so, wie Kollege Christoph Holenstein
sagt: Absatz 5 in Paragraf 22 des Gastgewerbegesetzes des Gegenvor-
schlages ist naturlich in flagranter Weise bundesrechtswidrig. Wir
sind schlicht und ergreifend nicht dazu kompetent, VVorschriften tber
Arbeitnehmerschutz zu erlassen. Kommt dazu Folgendes: Waren wir
kompetent, dann tberlegen Sie sich einmal, was mit dieser Bestim-
mung geschehen wirde, wenn sie in die Praxis umgesetzt wirde.
Kommt ein Mitarbeiter, unterzeichnet die Erklarung nicht, dass er
freiwillig bereit ist, in diesen Raumlichkeiten zu arbeiten, wo geraucht
werden darf. Jetzt verédndern sich die Umstande, der Arbeitgeber stellt
nach zwei, drei Monaten fest, dass er den trotzdem in diesen Raum-
lichkeiten haben mdchte. Der Arbeitnehmer sagt Nein, es kommt zum
Dissens, der Arbeitgeber kindigt das Arbeitsverhaltnis. Was geschieht
dann? Es ist ja nach Obligationenrecht nicht so, dass die Kiindigung
dann nichtig ist, sondern die Kiindigung ware dann im besten Fall —
und das ist sie vermutlich — rechtsmissbrauchlich. Es k&me also zu
einer Schadenersatzzahlung von maximal sechs Monatslohnen, pra-
xisgemass von vier Monatsléhnen. Aber das Arbeitsverhaltnis wére
beendet.

Also, Sie haben hier mit diesem Absatz 5 des Gegenvorschlags erstens
eine Bestimmung, die bundesrechtswidrig ist, zweitens eine Bestim-
mung, die, ware sie nicht bundesrechtswidrig, genau das nicht er-
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reicht, was Sie erreichen wollen, ndmlich den Schutz des Arbeitsneh-
mers, oder? Ich glaube, Sie missen sich entscheiden: Entweder fir die
Initiative, Rauchverbot, oder fir den Gegenvorschlag, einen an sich
gut tonenden Vorschlag; ich habe da so meine Zweifel, was die Prak-
tikabilitat der Durchsetzung angeht. Ich habe da jetzt schon vor geisti-
gem Auge den zustandigen Beamten, der sich dann um den Vollzug
kimmert. Ich freue mich jetzt schon auf die Verwaltungsgerichtsent-
scheide in diesem Zusammenhang. Wenn Sie, was Sie selber sagen,
wollen, dass an sich in Gastgewerberdumlichkeiten nicht geraucht
werden kann, dann schlage ich Ihnen vor: Unterstiitzen Sie lieber die
Initiative. Die ist wenigstens durchsetzbar und ist — insbesondere in
Absatz 5 nicht bundesrechtswidrig. Danke.

Susanne Rihs (Grune, Glattfelden) spricht zum zweiten Mal: Ich
maochte einfach noch eines festhalten: Es geht hier nicht um ein gene-
relles Verbot des Rauchens. Es geht hier nur darum, dass die nichtrau-
chende Bevdlkerung, die in der Mehrheit ist, nicht gestort wird. Das
hat etwas mit Demokratie zu tun. Es ist doch ganz normal, dass sich
die Minderheit nach der Mehrheit richten muss. Und wenn ich die
Vergleiche hoére von den Kampfhunden von Lorenz Schmid, dann
muss ich schon sagen: Diese Vergleiche kdnnen Sie einfach nicht ma-
chen, wenn Sie das Problem der nichtrauchenden Bevolkerung ernst
nehmen. Es sind ganz wenige Menschen in diesem Kanton, die wegen
einem Kampfhund krank werden oder sterben. Das kdnnen Sie nicht
vergleichen mit den Aberhunderten oder Tausenden Menschen, die
Schaden nehmen, weil sie dem Rauchen ausgesetzt sind. Das finde ich
einen Vergleich, der einfach daneben ist.

Auch die Vergleiche mit den dicken Menschen konnen Sie nicht an-
bringen. Sie kdnnen rauchen, jeder kann rauchen, wenn er das fur gut
hélt, aber er darf einfach nicht die Mehrheit der nichtrauchenden Be-
volkerung damit stéren oder geféhrden.

Ernst Bachmann (SVP, Zirich) spricht zum zweiten Mal: Da ich mich
ja in diesem Rat nicht so oft zu Wort melde, erlaube ich mir, dies nun
noch einmal zu tun. Ich habe am Schluss meines ersten VVotums noch
gesagt, es wirden hier Ligen aufgetischt, vor allem durch die Lungen-
liga. Von wegen keinerlei Umsatzeinbusse unserer Branche! Taglich
konnen Sie es den Medien entnehmen: Die Auswirkungen zum Bei-
spiel des am 1. Juli 2007 eingefiihrten Rauchverbotes in Baden-
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Wiirttemberg und Bayern sind dramatische Umsatzeinbussen in Dorf-
beizen, Kneipen und Bars. Bayern hat bereits das Rauchverbot am
kommenden Oktoberfest wieder aufgehoben. Baden-Wirttemberg
diskutiert bereits Uber Lockerungen des Verbotes und sieht sich mit
Verfassungsklagen konfrontiert.

Wenn man schon immer uns Wirten an den Karren fahrt, das Rauchen
haben nicht wir Wirte erfunden! Wir wollen eigentlich unseren Géas-
ten, die wir bald 24 Stunden rund um die Uhr bewirten — und gerne
bewirten und ihnen Freude bereiten —, wir wollen nur die Bedurfnisse
dieser Gaste erfillen. Und es gibt nun einmal Géste, die gerne rau-
chen, und Gaste, die nicht gerne rauchen. Wir werden bestrebt sein,
die Angebote fur nichtrauchende Gaste zu erhéhen. Wenn ich dann
Voten hore wie von Gewerkschaftssekretar da driiben, der doch, wenn
man heute schon mehrere Male von zynisch spricht, wortlich sagt,
man konne ja diese ungesunde Arbeit des Servicepersonals mit etwas
mehr Geld abgelten. Das ist zynisch, Kaspar Butikofer, so heissen Sie,
glaube ich. (Heiterkeit.)

Dann mochte ich doch einmal betonen: Wir haben 7,5 Millionen Ein-
wohner, und Sie sagen immer 70 Prozent Nichtraucher und 30 Prozent
Raucher. Das wdaren nach meinem Kopfrechnen dann immerhin 3,5
Millionen Raucher. Die wollen Sie an die Wand driicken. Alles, was
Sie machen, ist gesund.

Herr Doktor Oskar Denzler, seien Sie doch einmal ehrlich, auf dem
Packlein steht «Rauchen ist tddlich». Sie wollen das Rauchen in der
Beiz verbieten, wo die Leute freiwillig zum Feierabend kommen, zum
Geniessen. Sie haben lhre Klientel doch, weil Rauchen ja nicht verbo-
ten ist, obwohl es todlich ist. Der Staat nimmt 2 Milliarden Franken
und mehr Steuern ein, das ist alles normal. Und alle wollen die VVolks-
gesundheit hochleben lassen. Vor 14 Tagen stand in der NZZ, die Ge-
bihren fur Schnitttabak seien um das Finffache erhdéht worden. Da
hétte ich erwartet, dass steht «Der Bund erwartet eine praventive Wir-
kung dieser Bestimmung». Nein, es ist gestanden: «Wir erwarten 25
bis 30 Millionen Franken Mehreinnahmen.» Das ist Realitéat!

Darum wiinsche ich es und ich bitte Sie, diesem Gegenvorschlag zu-
zustimmen. Unsere Branche wird es Ihnen danken. Merci.

Regierungsprasidentin Rita Fuhrer: Die Voten waren so zahlreich,
dass alles gesagt ist und in irgendeiner Form abgehandelt worden ist.
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Ich habe dennoch die Pflicht, Sie daran zu erinnern, dass die Regie-
rung die Volksinitiative gutgeheissen, den Gegenvorschlag hingegen
nicht weiter diskutiert hat — der ist in der Kommission entstanden —,
dass sie dann aber bei ihrem Entscheid, die Volksinitiative zu unter-
stitzen, geblieben ist. Der Regierungsrat hat Ihnen in der Weisung
sehr ausfihrlich dargelegt, weshalb er die Initiative unterstiitzt. Er hat
das Thema unter dem Aspekt Gesundheit diskutiert und hat sich fur
einen Nichtraucherschutz aus diesen Griinden ausgesprochen.

Der Gegenvorschlag der Kommission fur soziale Sicherheit und Ge-
sundheit ist fur das Nichtrauchen in einer etwas lockereren Form. Es
ist eine Tatsache, dass wir auf sehr engem Raum zusammenleben und
dass wir das einigermassen konfliktarm nur tun kénnen, wenn wir mit
sehr viel Ricksicht und auch mit Toleranz miteinander umgehen. Sol-
che Verhaltensweisen, das wissen Sie alle selber, kdnnen wir nicht
verordnen, auch mit Gesetzen nicht wirklich verordnen. Aber wir
kdnnen uns freiwillig daran halten, Gesetz hin oder her. Es muss si-
cher so sein, dass Raucher Riicksicht nehmen auf Nichtraucher, weil
diese ja den Entscheid nicht selber féllen, hiermit gesundheitsschadi-
gende «Ausplffe» der Raucher entgegenzunehmen.

Es liegt nun an lhnen, die beste Losung zu finden. Der Regierungsrat
hélt an seiner Ansicht fest. Ich gehe davon aus, dass in der Diskussion
des Gesetzes noch einiges an Ansichten und Meinungen hier présen-
tiert wird. Ich bitte Sie, dies in einer Form zu tun, dass der Nichtrau-
cherschutz beachtet wird. Besten Dank.

Ratsprasidentin Ursula Moor: Wir kommen nun zum Eintreten auf
den Gegenvorschlag.

Hans Fahrni (EVP, Winterthur): Wie angekindigt, dussere ich mich
jetzt als Erstunterzeichner des Minderheitsantrags auch noch zum Ge-
genvorschlag, der unseres Erachtens in die genau verkehrte Richtung
geht. Er verbietet in Paragraf 22, Absatz 1 das Rauchen grundsatzlich,
was sehr gut wére. Bloss meint er es ja nicht so ernst. Schon in Absatz
2 steht, dass unter gewissen Bedingungen fir Rauchende separate
Raume zur Verfugung gestellt werden. Und dann folgen viele
schwammige, unklare Begriffe wie «abgetrennt». Was heisst das ge-
nau. Was heisst «ausreichende Beluftung» ganz genau? Absatz 3 be-
freit alle Lokale bis 35 Platze vom Verbot. Da frage ich mich natir-
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lich: Warum gerade diese Zahl? Im Gegenteil wére es doch gerade in
kleinen Lokalitdten, wo man oft sehr eng zusammensitzt, nétig, dass
grundsatzlich wirklich auf das Rauchen verzichtet wird. Es gabe in
diesem Zusammenhang noch sehr viele Fragen. Muss ein Wirt, der
jetzt vielleicht sechs Tische a sechs Platzen hat, einfach einen Stuhl
verschrotten, damit er dann sein Lokal zu einer Raucherbeiz machen
kann? Meldet sich eine Familie zum Beispiel zu einer Konfirmation an
und hat 38 Leute, ist es dann ein Nichtraucherlokal? Unklarheiten tber
Unklarheiten. Das sollen aber dann die Verordnung und - ich sage
euch jetzt schon — auch die Gerichte regeln. Ich habe mit Wirten ge-
sprochen. Die haben mir gesagt, ihnen sei eigentlich egal, wie die neue
Regelung aussehe. Ganz wichtig sei, dass das Gesetz einfach ist und
nicht die einen bevorzuge und die andern benachteilige.

Auch Absatz 4 enthélt dusserst schwammige Formulierungen, zudem
eine ungerechte Regelung: Eine Gemeinde hebt das Rauchverbot in
gewissen Situationen auf, eine andere nicht. Konflikte sind vorpro-
grammiert. Auch in Festzelten und mobilen Anlagen mussen die Men-
schen vor dem Passivrauchen geschitzt werden. Uns geht es nicht um
das Rauchen, sondern um einen Schutz der Nichtrauchenden. Ein be-
kannter SVP-Politiker hat einmal gesagt: Wenn man nicht genau
weiss, was man will, wenn viele Unklarheiten bestehen, dann macht
man eine Verordnung. Und die haben wir ja hier im Gegenvorschlag
auch drin.

Der Gegenvorschlag hebelt den Arbeitnehmerschutz aus und verstosst
gegen Ubergeordnetes Recht. Christoph Holenstein und Beat Badert-
scher haben darauf hingewiesen. Man soll schriftlich erklaren, dass
man freiwillig bereit ist, im Rauch zu arbeiten. Viele arbeiten aber
temporér, gerade auch in Festzelten, oder haben keinen Vertrag. Und
glauben Sie wirklich im Ernst, dass zum Beispiel eine Studentin, die
sich jetzt freut, einen Job am Abend zu haben, sich getraut, Nein zu
sagen? Oder glauben Sie im Ernst, dass eine vielleicht allein erziehen-
de Frau, die dringend auf dieses Einkommen angewiesen ist, diesen
Vertrag dann nicht unterschreibt? Wer prift spater, ob nicht Druck
ausgeuibt wurde? Haben Angestellte das Recht, nach dem beendeten
Arbeitsverhaltnis wegen NOtigung zu klagen? Und wer hilft ihnen da-
bei? Sie sehen, viele Fragen! Dieser Gegenvorschlag ist zu nichts
nutz.

Ich fasse zusammen: Der Gegenvorschlag schafft viele neue Unklar-
heiten und bringt zusatzlichen administrativen Aufwand. Dabei ware
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gerade hier eine einfache klare Losung notig. Er schafft neue Unge-
rechtigkeiten unter den Wirten, weil bei den einen geraucht wird, bei
den andern nicht. Personal, Kinder und vor allem auch viele Nichtrau-
chende werden nicht konsequent geschiitzt. Man nimmt die gesund-
heitlichen Schaden einfach weiter in Kauf. Vermeintlich wirtschaftli-
che Interessen, die, wie man in vielen anderen Landern und Kantonen
sieht, nicht einmal stimmen, werden hoéher gewertet als die Gesund-
heit. Das darf doch wirklich nicht sein.

Ja, Esther Guyer, uns geht es um die Freiheit, nicht Ihnen! Uns geht es
um die Freiheit, um die Freiheit der 70 Prozent nichtrauchende Bevol-
kerung. Und wir wollen uns nicht mehr dem Diktat der Raucher un-
terstellen.

Ich bitte Sie zusammen mit der einstimmigen EVP-Fraktion, diesen
unbrauchbaren Gegenvorschlag abzulehnen und die Volksinitiative zu
unterstiitzen. Am besten treten Sie schon gar nicht darauf ein. Danke.

Urs Lauffer (FDP, Ziirich), Prasident der KSSG: Ich verzichte selbst-
verstandlich angesichts der doch schon 30 Wortmeldungen auf jeden
Versuch einer Replik. Ich will mich nur kurz zu dieser nun aufgebro-
chenen Diskussion Uber die Rechtsmassigkeit eines Paragrafen unse-
res Gegenvorschlags dussern, nachdem sich da jetzt prominente Juris-
ten gedussert haben. Der Transparenz willen halte ich einfach fest,
dass dieser Gegenvorschlag in der Kommission aus dem Kreis der So-
zialdemokratischen Fraktion eingebracht worden ist, und zwar mit
dem Hinweis, das sei eine Vorbedingung fiir die Zustimmung zu ei-
nem Gegenvorschlag. Dass die Kommission sich dann entschieden
hat, diesen Gegenvorschlag zur Mehrheitsmeinung zu machen, habe
ich Ihnen bereits ausgefihrt. Ich denke, wir tun gut daran, bis zur
zweiten Lesung dieser Frage nochmals nachzugehen, ob ein Paragraf
in diesem Gegenvorschlag tatséachlich bundesrechtswidrig ist. Das
kdnnte ja nicht im Interesse des Erfinders ein.

In diesem Sinne bitte ich Sie, heute auf den Gegenvorschlag einzutre-
ten. Wir werden diese Frage nochmals aufnehmen.

Ratsprasidentin Ursula Moor: Hans Fahrni, Winterthur, hat den An-
trag gestellt, auf den Gegenvorschlag nicht einzutreten.

Abstimmung
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Der Kantonsrat beschliesst mit 116 : 56 Stimmen (bei 1 Enthal-
tung), den Nichteintretensantrag von Hans Fahrni abzulehnen
und auf den Gegenvorschlag einzutreten.
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Detailberatung des Gegenvorschlags

Titel und Ingress

l.

8§22 Abs. 1 bis 6

Keine Bemerkungen; genehmigt.

Ratsprasidentin Ursula Moor: Damit ist der Gegenvorschlag materiell
durchberaten. Die Vorlage geht an die Redaktionskommission. Uber
die Minderheitsantrage von Hans Fahrni wird in der zweiten Lesung,
die am 28. April 2008 stattfindet, abgestimmt.

Das Geschéft ist erledigt.

8. «Besenbeizen»

Postulat von Robert Brunner (Griine, Steinmaur) und Esther Hilde-
brand (Grine, HInau-Effretikon) vom 10. Juli 2006

KR-Nr. 198/2006, RRB-Nr. 1483/25. Oktober 2006 (Stellungnahme)

Das Postulat hat folgenden Wortlaut:

Der Regierungsrat wird eingeladen, Regelungen zu erlassen, mit de-
nen die Anforderungen an den Betrieb von Besenbeizen als Be-
triebsteil in der Landwirtschaft erleichtert werden kénnen, ohne dass
Wettbewerbsverzerrungen entstehen.

Begriindung

Der Begriff Besenbeizen ist im Gastgewerbegesetz (GGG) des Kan-
tons nicht enthalten. Mit der absehbaren Revision des Eidg. Raumpla-
nungsgesetzes werden der Landwirtschaft Erleichterungen gegeben.
Besenbeizen, also Gastgewerbebetriebe ohne regelmassige Offnungs-
zeiten, konnen von einfachen Bewirtungsmoéglichkeiten an einem
Wanderweg bis zu Massenveranstaltungen alles umfassen. Investitio-
nen, zum Beispiel in die sanitdren Anlagen gemdss Besonderer Bau-
verordnung (BBV), sind fir Kleinstbetriebe unverhaltnisméssig und
werden von der Kundschaft auch nicht gefordert. Diskutiert wurde in
anderen Kantonen eine Unterteilung nach Anzahl Sitzplatzen. Bis zu
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einer gewissen Anzahl Sitzplatzen werden Erleichterungen gewahrt,
wird diese Anzahl Sitzplétze tberschritten, gelten die normalen Vor-
schriften fir das Gastgewerbe.

Heute werden zur Umgehung dieser Vorschriften auch befristete Pa-
tente abgegeben gemass Art. 10 GGG und beide Augen zugedriickt,
was die bauliche Ausstattung betrifft. Das ist unbefriedigend. Eine
sinnvolle und verhaltnismassige Regelung waére fir die Landwirtschaft
des Kantons Zirich eine Mdglichkeit, eine erhdhte Wertschopfung zu
generieren und den Kanton Zdrich touristisch zu bereichern.

Der Regierungsrat nimmt auf Antrag der Volkswirtschaftsdirektion
wie folgt Stellung:

Die Bezeichnung «Besenbeiz» wurde urspriinglich fir improvisierte
Alpwirtschaften verwendet. Heute zeigen sich so genannte Besenbei-
zen in vielfaltigen Formen. Es gibt sie beispielsweise in Kellern, offe-
nen Scheunen oder als Gartenwirtschaften.

Bewahrte bau-, feuer-, lebensmittel- und hygienerechtliche Regelun-
gen

Es muss im Einzelfall beurteilt werden, ob die betrieblichen Voraus-
setzungen gemass 813 des Gastgewerbegesetzes (GGG, LS 935.11)
erfullt sind. Fir Ausschankflachen mit geringer Anzahl Steh- und
Sitzplatze konnen im Sinne der Verhdltnismassigkeit angemessene
Erleichterungen in baulicher und lufttechnischer Hinsicht gewéhrt
werden. Desgleichen kdnnen Erleichterungen in baulicher und 1if-
tungstechnischer Hinsicht bei Saisonbetrieben gewéhrt werden. Indes-
sen dirfen dabei keine hygienischen Missstande auftreten. Grundséatz-
lich haben Besenbeizen die hygienischen Anforderungen der Lebens-
mittelgesetzgebung zu erfiillen. Sie gelten als Lebensmittelbetriebe im
Sinne von Art. 2 der Lebensmittelverordnung (LGV, SR 817.02),
weshalb auf sie die Bestimmungen der Hygieneverordnung des Eid-
gendossischen Departements des Innern (HyV, SR 817.024.1) anwend-
bar sind. Der Vollzug an Ort und Stelle erfolgt betriebsangepasst und
verhéltnismassig. Stellt der Gastronomiebetrieb nicht die Haupttatig-
keit des Betriebes dar, bestehen bereits heute erleichterte Anforderun-
gen. Diese sind im Leitfaden fur Gastwirtschaftsbetriebe der Finanzdi-
rektion des Kantons Zlrich vom 18. Juli 1997 in Kapitel IV geregelt
und werden einheitlich umgesetzt. Aus lebensmittelrechtlicher Sicht
ergibt sich kein weiterer Regelungsbedarf.
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Sofern eine (wenn auch sehr bescheidene) Gastwirtschaft betrieben
wird, sind minimale sanitare Anlagen, wie sie in der HyV und der be-
sonderen Bauverordnung | (BBV I, LS 700.21) umschrieben sind, un-
abdingbar. Sanitdre Anlagen sind in dem Mass erforderlich, wie sie
auch in jedem noch so kleinen Betrieb in der Schweiz tblich sind und
im Kanton auch fir Nebenwirtschaften verlangt werden. Insbesondere
handelt es sich dabei um Toilettenanlagen mit Wassersptilung und
Handwaschbecken mit Warmwasseranschluss, um Material fur das
hygienische Handewaschen und Handetrocknen fur das Personal so-
wie (allenfalls auch nur mobile) Toiletten mit Handewaschgelegenheit
fur die Gaste.

In baulicher und feuerpolizeilicher Hinsicht werden die Betriebe von
den zustandigen Gemeindebehdrden beurteilt. Die Beurteilung, ob die

gesetzlichen Anforderungen an Produktionsrdume, in denen kalte und
warme Speisen zubereitet werden, aus hygienischer Sicht erfallt sind,
erfolgt durch das kantonale Laboratorium und die kommunalen Le-
bensmittelkontrolleure. Die bestehenden Regelungen bewahren sich in
der Praxis, zusatzliche Normen sind nicht notwendig.

Zonenkonformitat

«Echte» Besenbeizen lassen sich oft kaum vom (zonenkonformen)
Verkauf hofeigener Produkte abgrenzen. Sie haben wetter- und sai-
sonbedingt unregelmassige Offnungszeiten. Die Bewirtung findet —
zumindest auch — im Freien statt, was ihnen einen provisorischen Cha-
rakter gibt und sie dementsprechend je nach Besucherzahl improvi-
siert ausbaubar macht, man denke etwa an das zusatzliche Aufstellen
von ein paar Festbanken bei grossem Andrang. Nach geltendem Recht
werden gastronomische Einrichtungen als nicht landwirtschaftlicher
Nebenerwerb in bestehenden Bauten bewilligt, auch wenn sie nicht im
genannten Sinne «echte» Besenbeizen sind. Die Platzzahl muss be-
schrankt sein und der Betrieb darf keine erheblichen neuen Auswir-
kungen auf Raum und Umwelt und insbesondere hinsichtlich Ver-
kehrs mit sich bringen.

«Unechte» Besenbeizen in Form grosserer und dauernder gastronomi-
scher Einrichtungen auf Bauernhtfen sind normale Restaurationsbe-
triebe. Als solche wiirden die geméss laufender Revision des Raum-
planungsgesetzes (RPG, SR 700) vorgesehenen Betriebe mit Anbau-
ten bis zu 100m2 jedenfalls gelten, auch wenn sie umgangssprachlich
ebenfalls als Besenbeizen bezeichnet werden. Sie sind auf dem Weg
der kantonalen oder regionalen Erholungsplanung mit Mitteln der
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Richt- und Nutzungsplanung zu lokalisieren. Diese Verfahren stellen
sicher, dass derartige Einrichtungen in sachlicher Hinsicht auch im
offentlichen Interesse liegen (Erholungszweck, z.B. an abgelegenen
Aussichtspunkten an Wanderwegen) und dass sie demokratisch legi-
timiert sind (die Gemeindeversammlung beschliesst tber den Nut-
zungsplan). Andernfalls stellen derartige Einrichtungen eine unzulas-
sige Konkurrenzierung von Restaurationsbetrieben in der Bauzone
dar, die Uberdies in der Regel ein nicht erwiinschtes Verkehrsauf-
kommen generieren. Diese Haltung l&sst sich auch im Fall eines In-
krafttretens der vorgesehenen bundesrechtlichen Lockerungen als Pra-
xis vertreten. Denn die direkte Anwendbarkeit der bundesrechtlichen
Bestimmungen Uber das Bauen ausserhalb der Bauzonen (Art. 22/24
in Verbindung mit 25 Abs. 2 RPG) schliesst die Erfassung derartiger
Einrichtungen mit Mitteln der Richt- und Nutzungsplanung nicht aus
(Planungspflicht gemass Art. 2 RPG). Zudem sieht die aktuelle Revi-
sionsvorlage ausdrticklich vor, dass die Kantone einschrankende Be-
stimmungen erlassen konnen (Art. 27a gemass Vorlage des Bundesra-
tes, vgl. BBI 2005, 7097 ff.).

Bei solchen Restaurationsbetrieben gibt es keinen Grund flr eine Spe-
zialbehandlung, auch wenn sie in Landwirtschaftsbetrieben und des-
halb unter der Bezeichnung «Besenbeiz» betrieben werden. Ver-
gleichbare Einrichtungen gibt es auch innerhalb der Bauzone (Kebab-
Stande, Crepestande, fliegende Verkaufsstdnde und ahnliches). Es ist
nicht ersichtlich, weshalb gleichartige einfache Formen der Restaura-
tion unterschiedlich behandelt werden sollten, je nachdem, ob sie in-
nerhalb oder ausserhalb der Bauzonen liegen. Auch hinsichtlich Was-
ser, Abwasser und Abfallbeseitigung besteht kein Grund fiir eine Spe-
zialbehandlung von Besenbeizen.

Aus diesen Griinden beantragt der Regierungsrat dem Kantonsrat, das
Postulat KR-Nr. 198/2006 nicht zu iberweisen.

Robert Brunner (Griine, Steinmaur): Ich muss vorausschicken: Ich bin
Geschaftsfihrer einer KMU. Wir haben zehn Angestellte. Wir haben
pro Jahr von A wie AHV-Revision, Abgaskontrolle, bis Z wie Zertifi-
zierung etwa 50 Kontrollen, amtliche, halbamtliche, private. Ich bin
daher ein bisschen sensibilisiert auf Regulationen und Uberregulatio-
nen. Diese Kontrollen und Vorschriften sind alle mit Sicherheit sinn-
voll. Das Problem liegt in der Regel im Detail. Auch in diesem Fall —
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hier geht es speziell um die Vorschriften in der BBV — handelt es sich
um Uberregulierungen, Vorschriften, die sich erst im Detail zeigen.

Ausloser dieses Vorstosses war die Anfrage einer Bauerin in meiner
Gemeinde. Ich war damals Gesundheitsvorstand. Sie fragte mich, wel-
che Voraussetzungen sie erftillen misse fir ein Gastgewerbepatent fur
eine Besenbeiz. Sie wohnt am Waldrand, hat eine Pensionsstallung fur
Pferde. Sie hat dafir, fiir Therapiereiten, ein Behinderten-WC einge-
richtet. Ich habe sie an die Lebensmittelkontrolleurin verwiesen, die
ihr im Detail dann erkléren sollte, welche Vorgaben sie zu erfillen
hatte. Das waren also zusétzlich ein WC fur Mannlein, ein WC fir
Weiblein und ein WC flr Angestellte. Und die Idee war: 15 Sitzplatze,
das heisst drei Gartentische plus einen Sonnenschirm dazu!

Wir haben zusatzlich dhnliche Uberregulierungen in der BBV. Eine
Gemeinde im Zimmerberg verlangt von der Besenbeiz, jahrlich die
Speisekarte zu sehen. Der Besenbeizer muss also jéhrlich die Speise-
karte der Baukommission abgeben.

Wir lasen immer wieder im Wahlkampf von Ihren Parteien CVP, FDP,
SVP in grossen Buchstaben «Uberregulierungen fir die Wirtschaft
abschaffen!». Der Wahlkampf ist vorbei. Ich bitte Sie, Ihr Verspre-
chen jetzt einzuldsen. Danke.

Lucius Dirr (CVP, Zirich): An sich tont der Vorstoss von Robert
Brunner liberal. Man mdsste auf den ersten Blick diesem zustimmen.
Nur muss man die heutige Lage in Betracht ziehen. Damals, als man
das Gastgewerbegesetz geédndert, liberalisiert hat, wurden auch diese
Themen — ich kann mich bestens erinnern — diskutiert. Man hat gesagt,
wer entgeltlich wirten will — also gegen Entgelt, das tun die Besenbei-
zen natlrlich, das ist keine private Einladung bei jemandem, sondern
man will dafiir Geld —, der muss gewisse minimale Bedingungen er-
fillen. Fir eine Leistung braucht es auch eine Gegenleistung, das
heisst Schutz insbesondere auch im Hygienebereich. Die Regierung
hat sauber und trefflich geantwortet. Genau darum geht es namlich. Es
geht nicht darum, dass man tberreguliert. Eine Reihe von Ausnahmen
Ist ja bereits moglich, im Gesetz und in der Verordnung erwahnt. Es
geht hier um den so genannten Mindestschutz. Ich denke, im Sinne der
Rechtsgleichheit auch mit den so genannten normalen Gastgewerbebe-
trieben wére es falsch, hier noch weiter zu liberalisieren. Dieser Min-
destschutz dient auch den Kunden. Und darauf kann man nicht ver-
zichten, auch wenn ich durchaus begreife, dass gerade im Bereich der
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technischen Vorschriften zum Teil wirklich berreguliert wurde. Ich
denke an die Drehzahlbestimmung im Bereich der Liftungen. Das war
ja damals ein langer Streitpunkt. Hier kdnnte man seitens der Regie-
rung freiwillig gewisse Dinge in Betracht ziehen.

Aber grundsatzlich, meine ich, ist das Postulat nicht notwendig. Ich
bitte Sie, es nicht zu unterstitzen.

Andreas Burger (SP, Urdorf): Wir teilen die Haltung des Postulanten
und der Postulantin, dass der Regierungsrat die Reglementierung fur
die Besenbeizen in der Landwirtschaft erleichtern sollte. Die Fraktion
der SP stimmt deshalb einer Uberweisung zu.

Besenbeizen stellen eine Bereicherung in unserem gastronomischen
Angebot dar und sind fir landwirtschaftliche Betriebe ein sinnvoller
und unterstiitzungswurdiger Nebenerwerb. Anstatt Subventionen aus-
zurichten, sollte man genau an solchen Beispielen die unternehmeri-
sche Tatigkeit der Landwirtinnen und Landwirte fordern. Selbstver-
standlich soll dies im Rahmen der aktuellen Gesetzgebung geschehen.
So sind Besenbeizen aber keine permanenten, sondern eher erganzen-
de Betriebe und so kann zum Beispiel eine schlecht isolierte Raum-
lichkeit nur bei warmerem Wetter verwendet werden, was aber durch-
aus zugemutet werden kann. Oder wenn er nur tber einen Feldweg
erreichbar ist, kann der Betrieb halt nicht angefahren werden.

In diesem Sinne stimmen wir aber der Uberweisung zu.

Regula Kuhn (SVP, IlInau-Effretikon): Richtig ist: Der Begriff «Be-
senbeizen» ist im Gastgewerbegesetz des Kantons nicht enthalten. Es
konnten mit einem Reglement einheitliche Bewilligungsverfahren und
Kriterien vor allem in baulicher Hinsicht geschaffen werden. Nur,
Landwirte, die sich zum Wirten berufen flihlen, kdnnen dies bereits
heute tun und eine Besenbeiz betreiben. Der Nationalrat beschloss ja
anlasslich der Session in Flims eine Lockerung der Raumplanung,
womit Landwirtschaftsbetrieben eine Mehrfachnutzung noch mehr
erleichtert wird, um unter anderem eben eine Besenbeiz betreiben zu
konnen.

Es ist aber nicht so, dass es heute keinerlei Regelungen beziiglich Be-
senbeizen gibt. Patente kdnnen auch heute schon bei der zustandigen
Gemeinde eingereicht werden, und da liegt vielleicht die Krux: Es
liegt an den Gemeinden, denn diese priifen die Ortlichkeit in bautech-
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nischer Hinsicht. In der Regel kommen die Gemeinden den Patentbe-
werbern jedoch so weit wie méglich entgegen. Ubrigens bietet das
kantonale Laboratorium unter anderem als Dienstleistung Plan- und
Baubegutachtungen an. Wichtig ist: Besenbeizen unterliegen Artikel
12 der Lebensmittel- und Gebrauchsgegenstandeverordnung genau so
wie die Ubrigen Gastwirtschaftsbetriebe. Seit dem 1. Januar 2006 muss
sich der Patentinhaber nach Patenterteilung beim kantonalen Labora-
torium, als zustandiger VVollzugsbehorde, melden; so auch Patentinha-
ber einer Besenbeiz. Betriebe, die Lebensmittel herstellen, verarbeiten,
behandeln, lagern, transportieren, abgeben, ein- oder ausfihren, sind
da angesprochen. Auf Grund des Meldeformulars kann das kantonale
Laboratorium die Betriebe erfassen und kontrollieren. Diese Kontrol-
len werden fir alle Patentinhaber gleich gehandhabt. Fazit: Hygiene-
vorschriften gelten fir alle Betriebe, was wichtig und richtig ist. «K&-
ferchen» will doch nicht allen Ernstes jemand einfangen, ob in einer
Besenbeiz oder einem anderen Gastwirtschaftsbetrieb. Besenbeiz-
betreiber haben ihre Verantwortung genau so wahrzunehmen wie alle
Restraurationsbetriebe auch.

Und was das Thema Wettbewerbsverzerrung betrifft: Die dem Gast-
gewerbe unterstellten Betriebe mussen viele Auflagen erfillen, Hy-
gienevorschriften, bauliche und feuerpolizeiliche Vorschriften et cete-
ra. Es kann also nicht sein — bei allem Verstédndnis fur das Anliegen
der Postulanten —, dass die einen sehr vielen Auflagen unterliegen und
die andern nur annahernd so viele erftillen mussen. Sie sehen, auch
wenn die Besenbeizen nicht explizit im Gastgewerbegesetz verankert
sind, spielt der Wettbewerb in der Praxis auch ohne spezielle und zu-
sétzliche Regelung.

Namens der SV-Fraktion bitte ich Sie, das Postulat abzulehnen re-
spektive nicht zu tberweisen. Ich danke.

Peter Ritschard (EVP, Zurich): Bei diesem Vorstoss habe ich etwas
Mihe, zu verstehen, ob es um einer Regulierung oder eine Deregulie-
rung geht. Es hat auch einen gewissen Widerspruch im Text, indem
die Besenbeizen erleichtert werden sollen, ohne dass Wettbewerbsver-
zerrungen entstehen. Wenn wir Wettbewerbsverzerrungen bekdmpfen
wollen, missen ja weitere Regelungen getroffen werden.

Die heutigen Bestimmungen sind nach Meinung der EVP-Fraktion

genligend. Sowohl in baulicher wie feuerpolizeilicher Hinsicht werden
die Besenbeizen von der Gemeinde kontrolliert. Das kantonale Labor
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und die kommunalen Lebensmittelkontrolleure sind involviert. Zusatz-
liche Normen sind nach Meinung der EVP-Fraktion nicht angebracht.

Robert Brunner (Grine, Steinmaur) spricht zum zweiten Mal: Ge-
schatzte Regula Kuhn, ich kenne die Hygieneverordnung, ich kenne
die Lebensmittelgesetzgebung im Detail. Also da ist mit der Lektire
von zwel, drei Artikeln vollig klar, dass der Kanton im Bereich der
Hygiene keine Regulierungsmoglichkeiten oder -vorgaben hat. Es
geht hier Uberhaupt nicht um Hygiene. Das ist ganz Kklar in der Hygie-
neverordnung festgehalten, dass da keine Ausnahmen mdglich sind.
Der Kanton hat da reine VVollzugsaufgaben.

Was ich anspreche, sind die baulichen Voraussetzungen. Und da sollte
man eigentlich in den Gemeinden wissen, was man macht. Und jetzt
gleich noch zu Peter Ritschard: Wo ist der Widerspruch? Der Wider-
spruch ist ein einfacher: Ich mache ein befristetes Gastgewerbepatent.
Wir haben haufenweise befristete Patente, und das ist eben die Wett-
bewerbsverzerrung. Das ist eben der Arger: In jeder Gemeinde haben
wir befristete Patente eigentlich fiir Etablissements, die auf Grund der
Vorgaben wegen der Uberregulierung gar nie in den Genuss eines or-
dentlichen Patentes kommen.

Also seien Sie bitte einmal konsequent! VVor den Wahlen und nach den
Wabhlen, deregulieren Sie dort, wo es moglich ist!

Ernst Bachmann (SVP, Zirich): Meine Kollegin Regula Kuhn hat Ih-
nen bereits die ablehnende Haltung der SVP begriindet. Erlauben Sie
mir zu diesem Geschaft noch einige Bemerkungen.

Noch weitere erleichterte Regelungen fir Besenbeizen sind vollig
daneben. Mit der Revision des eidgendssischen Raumplanungsgeset-
zes wurden bereits weitere Erleichterungen fiir Besenbeizen geschaf-
fen. Ich mdchte Ihnen, Robert Brunner, aber einmal etwas anderes in
Erinnerung rufen: Besenbeizen, so schon sie auch sind und «glatt»
sein konnen, 6ffnen ihre Betriebe nur, wann sie wollen, zum Beispiel
bei schénen Wetter, wahrend die brige Gastronomie ihre Leistungen
bald rund um die Uhr anbieten muss. Besenbeizen generieren auch
wenige Arbeitsplatze. Es arbeiten meistens Familienangehorige, und
das vielfach noch fir Gotteslohn. Sie stellen auch keine Ausbildungs-
platze zur Verfligung. Das Ubrige Gastgewerbe — ich habe es heute
schon einmal erwahnt — stellt im Moment im Kanton Zirich 3000
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Lehrplatze zur Verfligung. Béuerliche Nebenbetriebe — das trifft bei
Besenbeizen zu — unterstehen auch nicht dem Arbeitsgesetz. Sie kon-
nen dann dort bis 58 Stunden in der Woche arbeiten, und unser Ge-
samtarbeitsvertrag schreibt 42 Stunden vor in der brigen Gastrono-
mie. Das kann doch einfach nicht so sein! Uber Mehrwertsteuer und
ob die Besenbeiz noch mit Subventionen gebaut wird, dazu dussere
ich mich hier nicht. Noch weitere Erleichterungen waren eine Wett-
bewerbsverzerrung par excellence. Wir sind nicht gegen Besenbeizen.
Sie haben auch zu einer Belebung in der Branche gefiihrt. Aber sie
sollen sich dem gleichen Wettbewerb stellen wie alle anderen Gastro-
betriebe.

Ich bitte Sie daher, dieses Postulat nicht zu iberweisen. Danke.

Regierungsprasidentin Rita Fuhrer: Es gibt einen franzdsischen Phi-
losophen und Staatsrechtslehrer und er hat etwas Gescheites gesagt
vor etwa 300 Jahren, was auch heute noch Giiltigkeit haben sollte, vor
allem, wenn man sieht, wie gross die Lust am Regulieren ist. Es war
Charles de Montesquieu, und er hat gesagt: «Wenn es nicht notwendig
ist, ein Gesetz zu machen, dann ist es notwendig, kein Gesetz zu ma-
chen.» Ich mochte Sie bitten, diesen Spruch zu beherzigen.

Bis vor ein paar Jahren waren die Besenbeizen bei uns noch unbe-
kannt. Dann hat es immer mehr von diesen Mdéglichkeiten — fiir Wan-
derer vor allem —, sich zu verpflegen, gegeben. Heute ist es auch an
Orten dblich, Besenbeizen zu halten, die nicht mehr von Wanderern
besucht werden, sondern die schon grosse Parkpléatze brauchen. Aber
es ist eine Einrichtung, die fur Landwirte zu einem zusatzlichen Ein-
kommen fiihren kann, was auch befirwortet wird. Aber die Vorschrif-
ten auch bei dieser Bewirtungsform sollen eingehalten werden, vor
allem naturlich die lebensmittelhygienischen Vorschriften missen be-
achtet werden. Das ist selbstverstandlich.

Wir sind der Meinung im Regierungsrat, dass es kein neues Regel-
werk braucht fur die Besenbeizen und es nicht zweckmassig sei, son-
dern dass man sich an die Ubrigen bestehenden bau-, feuer-, lebens-
mittel- und hygienerechtlichen Regeln halten soll. Der Regierungsrat
hat auch ausfuhrlich dargelegt, wie er sich das vorstellt: betriebsange-
passt und verhaltnismaéssig. Die Bestimmungen gentigen aus Sicht der
Regierung. Wir bitten Sie, das Postulat deshalb nicht zu tberweisen.
Besten Dank.
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Abstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 81 : 80 Stimmen (bei 4 Enthaltun-
gen), das Postulat zu Uberweisen.

Das Geschéft ist erledigt.

Verschiedenes

Gesuch um Rucktritt aus dem Kantonsrat von Ueli Keller, Zirich

Ratssekretar Bernhard Egg verliest das Riicktrittsgesuch: «Gesuch um
vorzeitige Entlassung aus dem Kantonsrat von Ueli Keller.

Ich stelle dem Kantonsrat den Antrag um vorzeitige Entlassung aus
meinem Amt als Kantonsrat geméass dem Gesetz (ber die politischen
Rechte, Paragrafen 35 Absatz 2 und 36 litera a per Ende Amtsjahr, den
4. Mai 2008. Am 28. April 2008 werde ich zum letzten Mal an einer
Kantonsratssitzung teilnehmen.

Es ist anzunehmen, dass dieser Antrag, so er denn tberhaupt bestritten
wird, mehrheitsfahig sein durfte.

Mit freundlichen Grssen, Ueli Keller.»

Ratsprasidentin Ursula Moor: Kantonsrat Ueli Keller ersucht um vor-
zeitigen Rucktritt. Gestiitzt auf Paragraf 35 und folgende des Gesetzes
uber die politischen Rechte hat der Kantonsrat (iber dieses Rucktritts-
gesuch zu entscheiden. Ich gehe davon aus, dass Sie mit dem Rucktritt
einverstanden sind. Das ist der Fall.

Der Ricktritt per 4. Mai 2008 ist genehmigt. Ich beauftrage die zu-
stdndigen Stellen, die Nachfolge zu regeln.

Neu eingereichte parlamentarische Vorstosse

— Anderung des Kantonsratsgesetzes § 49f
Motion Aufsichtskommission Uber die wirtschaftlichen Unterneh-
men und Aufsichtskommission Bildung und Gesundheit

— Lockerung der Bewilligungspflicht fiir Solaranlagen
Motion Michele Battig (GLP, Zurich)
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— 1000 Solardacher pro Jahr fir den Kanton Zurich
Motion Monika Spring (SP, Zurich)

— Eckwerte im SIL-Verfahren
Dringliches Postulat Thomas Maier (GLP, Dubendorf)

— Konzessionsvorgaben
Dringliche Anfrage Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf)

— 1. Mai und Sicherheit
Dringliche Anfrage Beat Badertscher (FDP, Ziirich)

— Klimakiller Heizpilze
Anfrage Ralf Margreiter (Griine, Oberrieden)

— Entlassung eines Whistleblowers an der Zurcher Hochschule
fir angewandte Wissenschaften (ZHWA) in Winterthur
Anfrage Jorge Serra (SP, Winterthur)

— Kiunstlerische Qualitat und Boni-Zahlungen am Opernhaus
Anfrage Hans Laubli (Grine, Affoltern a.A.)

— Ausgehverbot fur strafbare Jugendliche
Anfrage Carmen Walker (FDP, Zirich)

— Kurs «Lehrgang fir Betreuerinnen und Betreuer in der schul-
erganzenden Betreuung»
Anfrage Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt)

Ruckzug

— Nachhaltige Energiepolitik beim Ersatz der Heizungsanlage der
Zurcher Hohenklinik Wald
Dringliches Postulat Stefan Krebs (SVP, Pfaffikon), KR-Nr.
33/2006


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b4CE6348A-7742-4CC8-B1B5-00463F498F2D%7d
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Schluss der Sitzung: 11.55 Uhr

Zurich, den 17. Marz 2008 Die Protokollfihrerin:
Heidi Baumann

Vom Ausschuss Ratsprotokolle der Geschéftsleitung genehmigt am 31. Marz
2008.



	1. Mitteilungen
	2. Postulat 96/2008 Änderung des kantonalen Siedlungsrichtplans
	3. Postulat 97/2008 Konkordat über Massnahmen gegen Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen vor den Kantonsrat
	4. Dringliches Postulat 33/2008 Nachhaltige Energiepolitik beim Ersatz der Heizungsanlage der Zürcher Höhenklinik Wald
	5. Fristerstreckung für die Berichterstattung und Antragstellung zum Postulat KR-Nr. 176/2005 betreffend die Einführung einer reduzierten Motorfahrzeugsteuer für Erdgas-/Kompogas-betrie-bene Fahrzeuge
	6. Fristerstreckung für die Berichterstattung und Antragstellung zum Postulat KR-Nr. 178/2005 betreffend Verwendung der LSVA-Gelder
	7. Beschluss des Kantonsrates über die Volksinitiative «Schutz vor Passivrauchen»
	8. «Besenbeizen»
	Verschiedenes

